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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM) des Rates zur Änderung 
der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 1) für den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften 

»EG-Dok. Nr. 12546/80« 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, ins-
besondere auf Artikel 78 f, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 183, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments`'), 

nach Stellungnahme des Rechnungshofs 2 ), 

in der Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in der gemeinsamen Erklärung des Europäi-
schen Parlaments, des Rats und der Kommission vom 
4. März 1975 4 ) vorgesehene Konzertierung ist von 
einem Konzertierungsausschuß vorgenommen wor-
den. 

Artikel 107 der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 
1977 1 ), geändert durch die Verordnung Nr. 1252/79 5 ), 

1) Abl. EG Nr. L 356 vom 31. Dezember 1977, S. 1 
2) ABl. EG Nr. C ... 
3) ABl. EG Nr. C ... 
4) ABl. EG Nr. C 89 vom 22. April 1975, S. 1 
5) ABl. EG Nr. L 160 vom 28. Juni 1979 

sieht vor, daß das Europäische Parlament und der Rat 
die vorliegende Haushaltsordnung anhand eines Vor-
schlags der Kommission prüfen. 

Die Entwicklung des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Gemeinschaften und seine praktische 
Ausführung seit seinem Inkrafttreten erfordern in zahl-
reichen Punkten eine Anpassung der Bestimmungen 
der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977. 

Um sämtliche im Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften ausgebrachten Mittel zu erfas-
sen, muß die Haushaltsordnung ergänzt werden und 
auch Sonderbestimmungen für die haushaltsmäßige 
Verwaltung der an Länder außerhalb der Gemein-
schaft gewährten Hilfen vorsehen. 

Nach den seit dem Inkrafttreten der Haushaltsord-
nung vom 21. Dezember 1977 gesammelten Erfahrun-
gen erscheint es zweckmäßig, einige Bestimmungen 
der Haushaltsordnung – insbesondere diejenigen über 
die Darstellung der Mittel im Rahmen des Gesamt-
haushaltsplans, das System der vorläufigen Zwölftel, 
die Mittelübertragungen innerhalb des Haushalts-
plans, die Mittelübertragungen aus früheren Haus-
haltsjahren und die Staffelung einiger Termine für die 
Buchführung sowie die Rechnungslegung und Rech-
nungsprüfung – genauer auszuführen oder zu überar-
beiten. 

Im allgemeinen Interesse der betreffenden Organe 
erscheint es ferner angezeigt, den zusätzlichen Verbu-
chungszeitraum für die Ausgaben des EAGFL, Abtei- 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes 
vom 19. Februar 1981 – 14 – 680 70 – E – Fr 186/81. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
12. Dezember 1980 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der unmittelbar bevorstehenden Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO – BT am 15. April 1981 angefordert, siehe auch Drucksache 9/252 Nr. 40. 
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lung Garantie, zu verkürzen, um auf diese Weise eine 
rationellere Folge der einzelnen Fristen für das Verfah-
ren der Rechnungslegung und Rechnungsprüfung zu 
ermöglichen. 

Einige Bestimmungen müssen angepaßt werden, 
damit im Bereich der Tätigkeiten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle Mittel verwendet werden können, die 
von Dritten stammen. 

Angesichts der Entwicklung der Lebenshaltungsko-
sten müssen bestimmte Beträge auf dem Gebiet der 
Auftragsvergabe (siehe Artikel 52, 54, 56, 57 und 94) an 
die derzeitigen Verhältnisse angeglichen werden. 

Nach den bisherigen Erfahrungen und zur Erzielung 
einer größeren Elastizität bei der Verwaltung der eige-
nen Mittel der Gemeinschaft ist es zweckmäßig, den 
etwaigen Überschuß oder Defizit eines Haushaltsjah-
res zur Abrechnung in den Haushaltsplan des zweiten 
darauffolgenden Haushaltsjahrs einzusetzen. 

Die Bestimmungen über die Ausarbeitung des Jah-
resberichts des Rechnungshofs sind anzupassen, damit 
sie dem Wortlaut der Verträge (Artikel 78 d Absatz 4 
EGKS-Vertrag, 206 Absatz 4 EWG-Vertrag und 180 
Absatz 4 Euratom-Vertrag) im Einklang stehen. 

Eine Reihe der Vorschläge, die in der vom Rech-
nungshof auf seiner Sitzung am 8. Juni 1978 verab-
schiedeten zusätzlichen Stellungnahme zur Haushalts-
ordnung vom 21. Dezember 1977 enthalten sind, sollen 
in die Haushaltsordnung aufgenommen werden – 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 b) für 
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein-
schaften, geändert durch die Verordnung Nr. 1252/79 
des Rats vom 25. Juni 1979 7 ), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 2: Unterabsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 
„Unbeschadet von Absatz 3 können Ausgaben für 
einen das Haushaltsjahr überschreitenden Zeit-
raum nur nach Maßgabe der im Haushaltsplan 
vorgesehenen besonderen Einzelheiten bewilligt 
werden. 
Die Verwaltungsausgaben im Zusammenhang mit 
Verträgen, die nach den örtlichen Gepflogenhei-
ten für eine die Dauer des Haushaltsjahres über-
schreitende Laufzeit geschlossen werden, sowie 
die Ausgaben für die Rückzahlung von Anleihen 
und damit zusammenhängende Kosten fallen 
nicht unter Unterabsatz 1. Diese Ausgaben wer-
den unter dem Haushaltsplan des Haushaltsjahres 
verbucht, in dem sie getätigt werden. " 

2. Artikel 1 Absatz 3: Unterabsatz 4 erhält folgende 
Fassung: 
„Die Haushaltsmittel, die für Mehrjahresvorhaben 
bestimmt sind und Verpflichtungsermächtigun-
gen und Zahlungsermächtigungen umfassen, 

6) ABl. EG Nr. L 356 vom 31. Dezember 1977 
7) ABl. EG Nr. L 160 vom 28. Juni 1979 

werden wie folgt im Haushaltsplan ausgewiesen: 

— Die für das betreffende Haushaltsjahr bewillig-
ten Verpflichtungsermächtigungen sowie die 
für das gleiche Haushaltsjahr für erforderlich 
gehaltenen Zahlungsermächtigungen werden 
bei der einschlägigen Haushaltslinie einge-
setzt. 

— Die vorläufigen Jahresbeträge der Zahlungser-
mächtigungen, die in den folgenden Haus-
haltsjahren im Verhältnis zu den Verpflich-
tungsermächtigungen erforderlich sind, wer-
den als Hinweis in einem Fälligkeitsplan ange-
geben, der in die Erläuterungen des Haushalts-
plans einzufügen ist." 

3. Artikel 1: Absatz 4 wird gestrichen. 

4. Artikel 1: Absatz 5 wird gestrichen. 

5. Artikel 3 Absatz 2: Unterabsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 
„2. Unbeschadet von Absatz 1 dürfen Einnahmen 
mit bestimmter Zweckbestimmung wie Einkünfte 
aus Stiftungen, Subventionen, Schenkungen und 
Vermächtnisse, Beteiligung von Nichtmitglied-
staaten oder verschiedenen Organisationen an Tä-
tigkeiten der Gemeinschaft sowie Einnahmen von 
Dritten für in ihrem Auftrag durchgeführte Arbei-
ten nicht für einen anderen Zweck verwendet 
werden." 

6. Artikel 4: Absatz 2 ist hinzuzufügen: 
„2. Unbeschadet von Artikel 22 Absatz 2 können 
über die bewilligten Mittel hinaus keine Mittel-
bindungen oder Ausgabenanordnungen vorge-
nommen werden." 

7. Artikel 5: Die drei letzten Absätze erhalten folgen-
de Fassung: 
„Die Angleichung der Gutschriften von Mehr-
wertsteuereigenmitteln oder gegebenenfalls von 
Finanzbeiträgen gemäß Artikel 10 Absatz 3 Unter-
absatz 2 der genannten Verordnung erfolgt bei 
der ersten Gutschrift nach der endgültigen Fest-
stellung eines Berichtigungs- oder Nachtrags-
haushaltsplans und wird für das Haushaltsjahr des 
betreffenden Berichtigungs- oder Nachtragshaus-
haltsplans ausgewiesen. 
Sobald in den Artikeln 6, 88 und 99 nichts anderes 
bestimmt ist, dürfen die bewilligten Mittel nur 
nach vorheriger ordnungsgemäßer Mittelbindung 
und nur zur Bestreitung von Ausgaben des Haus-
haltsjahres, für das sie bewilligt worden sind, so-
wie zur Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen 
aus früheren Haushaltsjahren, für die keine Mittel 
auf das laufende Haushaltsjahr übertragen wor-
den sind, verwendet werden. 
Die Mittelbindungen werden auf der Grundlage 
der bis zum 31. Dezember eingegangenen Ver-
bindlichkeiten verbucht. 
Die Ausgaben eines Haushaltsjahres werden in 
diesem Haushaltsjahr auf der Grundlage der Aus-
gaben ausgewiesen, deren Anordnung beim Fi-
nanzkontrolleur bis zum 31. Dezember eingegan-
gen ist und deren Zahlung vom Rechnungsführer 
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bis zum 10. Januar des darauffolgenden Jahres 
geleistet wurde." 

8. Artikel 6: Die Absätze 2 bis 8 erhalten folgende 
Fassung: 
„2. Bei den Haushaltslinien, in denen zwischen 

Verpflichtungsermächtigungen und Zah-
lungsermächtigungen unterschieden wird: 

a) Die Verpflichtungsermächtigungen, die 
am Ende des Haushaltsjahres für das sie in 
den Haushaltsplan eingesetzt wurden, 
nicht gebunden worden sind, verbleiben 
als Restmittel für das darauffolgende 
Haushaltsjahr. 

b) Die Zahlungsermächtigungen, die am En-
de des Haushaltsjahres, für das sie in den 
Haushaltsplan eingesetzt wurden, nicht 
verwendet worden sind, werden automa-
tisch übertragen, wobei diese Übertragung 
auf das folgende Haushaltsjahr begrenzt 
ist. 

3. Für die am Ende des Haushaltsjahrs beim 
Kapitel „Vorläufig eingesetzte Mittel"  des 
Haushaltsplan noch verfügbaren Mittel gel-
ten folgende Bestimmungen: 

a) Die Mittel für die Personal- und Sachaus-
gaben (Titel 1 und 2) können nicht auf das 
folgende Haushaltsjahr übertragen 
werden. 

b) Die Mittel für die übrigen Ausgaben kön-
nen übertragen werden, wobei diese 
Übertragung auf das folgende Haushalts-
jahr begrenzt ist. 

4. Für die in Absatz 1 Buchstabe b) und Absatz 3 
Buchstabe b) genannten Mittel legt die Kom-
mission der Haushaltsbehörde vor dem 1. Fe-
bruar die ordnungsgemäß begründeten Mit-
telübertragungsanträge des Parlaments, des 
Rats, des Gerichtshofs, des Rechnungshofs 
und der Kommission vor. Für die Abteilung 
Garantie des Europäischen Ausrichtungs-  
und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
kann ein etwaiger Mittelübertragungsantrag 
jedoch bis spätestens zum 15. März gestellt 
werden. 
Bei Mittelübertragungsanträgen im Zusam-
menhang mit den Ausgaben, die sich zwin-
gend aus den Verträgen oder den aufgrund 
der Verträge erlassenen Rechtsakten erge-
ben, konsultiert der Rat das Parlament, das 
rechtzeitig hierzu Stellung nimmt, und zwar 
in der Regel innerhalb einer Frist von höch-
stens vier Wochen nach dem Eingang des 
Ersuchens des Rats um Stellungnahme. 
Sofern der Rat nicht binnen sechs Wochen 
nach Eingang des Mittelübertragungsantrags 
mit qualifizierter Mehrheit etwas anderes be-
schlossen hat, gelten die Mittelübertragun-
gen als genehmigt. 
Über Mittelübertragungsanträge für andere 
Ausgaben als diejenigen, die sich zwingend 
aus den Verträgen oder den aufgrund der 
Verträge erlassenen Rechtsakten ergeben, 

beschließt das Parlament nach Anhörung des 
Rats, der rechtzeitig hierzu Stellung nimmt, 
und zwar binnen sechs Wochen nach Eingang 
des Mittelübertragungsantrags. Wird inner-
halb dieser Frist kein Beschluß gefaßt, so gel-
ten die Mittelübertragungen als genehmigt. 

5. Die am 31. Dezember nicht verwendeten Ein-
nahmen und verfügbaren Mittel aus den in 
Artikel 3 Absatz 3 genannten besonderen 
Einnahmen sind zu übertragen. 

6. Die in Absatz 1 Buchstabe b) genannten, bis 
zum 31. Dezember noch nicht gebundenen 
Mittel, deren Übertragung auf das folgende 
Haushaltsjahr genehmigt worden ist, verfal-
len, soweit sie bis zu dessen Ablauf nicht 
gebunden und ausgezahlt worden sind. 

7. Mittel des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei-
lung Ausrichtung, und des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung können je-
doch ausnahmsweise unter den in den Ver-
ordnungen (EWG) Nr. 3171/75 8 ) bzw. (EWG) 
Nr. 214/79 9) vorgesehenen Bedingungen zur 
Finanzierung von Vorhaben verwendet wer-
den, für die sie ursprünglich nicht gebunden 
worden waren. 

8. Eine Aufstellung der automatischen Übertra-
gungen wird dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vor dem 15. April zur Kenntnis-
nahme übermittelt. 

9. Bei der Ausführung des Haushaltsplans wird 
die Verwendung der übertragenen Mittel in 
der Haushaltsrechnung des laufenden Haus-
haltsjahres getrennt und gegliedert nach Arti-
keln ausgewiesen." 

9. Artikel 7: Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Ausgaben für Pachtzahlungen oder ähnliche 
Ausgaben, die nach den örtlichen Gepflogenhei-
ten im voraus zu leisten sind, können ab 20. De-
zember zu Lasten der für das folgende Haushalts-
jahr bewilligten Mittel vorgenommen werden. 
Die im Sinne der Artikel 96 und 116 zur Finanzie-
rung der Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garan-
tie, und der Nahrungsmittelhilfe bestimmten Vor-
schüsse können ab 10. Dezember gezahlt wer-
den." 

10. Artikel 8 erhält folgende Fassung: 
„1. Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haus-

haltsjahres noch nicht endgültig festgestellt, 
so gelten für die Mittelbindungen und Zah-
lungen von Ausgaben, die im letzten ord-
nungsgemäß verabschiedeten Haushaltsplan 
grundsätzlich genehmigt worden sind, die 
Bestimmungen von Artikel 78b des EGKS-
Vertrags, Artikel 204 des EWG-Vertrags und 
Artikel 178 des Euratom-Vertrags. 

2a. Mittelbindungen können je Kapitel vorge-
nommen werden 

— bis zu einem Viertel der Gesamtsumme 

8) ABl. EG Nr. L 315 vom 5. Dezember 1975, S. 1 
9) ABl. EG Nr. L 35 vom 9. Februar 1979, S. 1 
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der für das vorhergehende Haushaltsjahr 
unter dem betreffenden Kapitel bewillig-
ten Mittel zuzüglich eines Zwölftels je ab-
gelaufener Monat, 

— wobei die im Entwurf des Haushaltsplans 
oder, falls ein solcher nicht vorliegt, im 
Vorentwurf des Haushaltsplans vorgese-
henen Mittel nicht überschritten werden 
dürfen. 

Die in Artikel 96 dieser Verordnung genann-
ten globalen vorläufigen Mittelbindungen 
werden bei der Anwendung dieser Bestim-
mungen den Mittelbindungen gleichgestellt. 

2b. Die Zahlungen können monatlich je Kapitel 
vorgenommen werden 
— bis zu einem Zwölftel der Gesamtsumme 

der für das vorhergehende Haushaltsjahr 
unter dem betreffenden Kapitel bewillig-
ten Mittel, 

— wobei die Kommission jedoch monatlich 
höchstens über ein Zwölftel der Mittel ver-
fügen darf, die im Entwurf des Haushalts-
plans oder, falls ein solcher nicht vorliegt, 
im Vorentwurf des Haushaltsplans vorge-
sehen sind. 

3. Der in den Absätzen 2a und 2b genannte 
„Entwurf des Haushaltsplans" ist diejenige 
Fassung des Entwurfs, die am Anfang des 
Haushaltsjahrs vorliegt, mit dessen Beginn 
das System der Zwölftel angewandt wird. 

4. Liegt infolge der Ablehnung des Entwurfs des 
Haushaltsplans durch das Parlament kein 
Haushaltsplan vor, so ist der in Artikel 78 § 8 
des EGKS-Vertrages, Artikel 203 des EWG-
Vertrages und Artikel 177 des Euratom-Ver-
trages festgesetzte Höchstsatz, auf den unter 
vorstehender Ziffer 2a zweiter Gedanken-
strich und den entsprechenden Bestimmun-
gen unter Ziffer 2b zweiter Gedankenstrich 
Bezug genommen wird, der Betrag der Mittel, 
die in dem abgelehnten Haushaltsentwurf 
oder gegebenenfalls in dem nach dem Ableh-
nungsbeschluß und vor dem Beginn des 
Haushaltsjahrs aufgestellten Haushaltsent-
wurf veranschlagt worden waren. 

5. Der Rat kann auf Antrag der Kommission 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
mit qualifizierter Mehrheit gleichzeitig die 
Verwendung von zwei oder mehreren vorläu-
figen Zwölfteln genehmigen, soweit die 
Haushaltsführung dieses erfordert; dies gilt 
sowohl für die Mittelbindungen als auch für 
die Zahlungen, die über die Beträge hinaus-
gehen, die nach den Bestimmungen der vor-
stehenden Ziffern 2a und 2b automatisch ver-
fügbar gemacht wurden. Die zusätzlichen 
Zwölftel werden als volle Zwölftel bewilligt 
und sind nicht teilbar. 

6. Die Beschlüsse betreffend mehrere vorläufige 
Zwölftel und Ausgaben, die sich nicht zwin-
gend aus den Verträgen oder den auf Grund 
der Verträge erlassenen Rechtsakten erge-
ben, werden gemäß dem Verfahren nach Ar-

tike178b Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Arti-
kel 204 des EWG-Vertrags und Artikel178 
Absatz 3 des Euratom-Vertrags gefaßt. 

7. Können bei einem bestimmten Kapitel durch 
die zur Fortsetzung der Tätigkeit der Gemein-
schaft in dem betreffenden Sektor erforder-
lichen Ausgaben durch Anwendung der in 
den Absätzen 2 bis 6 vorgesehenen Verfahren 
nicht gedeckt werden, so können auf Vor-
schlag der Kommission im Rahmen der aus 
den vorläufigen Zwölfteln verfügbaren Mittel 
Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapitel 
vorgenommen werden. 

Über die Mittelübertragungsanträge wird 
nach den in Artikel 78b Absatz 2 des EGKS-
Vertrags, Artikel 204 des EWG-Vertrags und 
Artikel 178 Absatz 3 des Euratom-Vertrags 
vorgesehenen Verfahren beschlossen. 
Fassen der Rat und das Parlament bei Mittel-
übertragungen, die sowohl die sich zwingend 
aus den Verträgen oder den aufgrund der 

 Verträge erlassenen Rechtsakten ergebenden 
Ausgaben als auch die sonstigen Ausgaben 
betreffen, unterschiedliche Beschlüsse be-
züglich der Höhe der zu übertragenden Mit-
tel, so gilt die Übertragung des niedrigsten 
Betrages als genehmigt, auf den die beiden 
Organe sich einigen konnten. Spricht sich ei-
nes der beiden Organe grundsätzlich gegen 
eine derartige Übertragung aus, so kann die-
se nicht vorgenommen werden. 

8. Für die Forschungs- und Investitionsmittel 
gilt Artikel 92. 

9. Die in den vorstehenden Absätzen genannten 
Beschlüsse sehen die zur Anwendung dieses 
Artikels erforderlichen Maßnahmen hinsicht-
lich der Mittel vor."  

11. Artikel 10 erhält folgende Fassung: 
„ 1. Der Haushaltsplan wird in ECU aufgestellt. 

Die ECU bestimmt sich nach einer Summe 
von Beträgen der Währungen der Mitglied-
staaten, die in der Verordnung (EWG) 
Nr. 3180/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 
zur Änderung des Wertes der vom Europäi-
schen Fonds für währungspolitische Zusam-
menarbeit verwendeten Rechnungseinheit 
festgelegt ist 10 )  11 )  

Jede vom Rat im Rahmen des Europäischen 
Währungssystems gemäß Artikel 2 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3180/78 beschlossene 
Änderung der Definition der ECU findet auto-
matisch auf diese Bestimmung Anwendung. 

10) Abl. EG Nr. L 379 vom 30. Dezember 1978, S. 1 
11) Beim Inkrafttreten dieser Verordnung gelten folgende Be-

träge: 
Deutsche Mark 	 0,828 
Pfund Sterling 	 0,0885 
Französische Francs 	 1,15 
Italienische Lire 	 109 
Holländische Gulden 	 0,286 
Belgische Francs 	 3,66 
Luxemburgische Francs 	 0,14 
Dänische Kronen 	 0,217 
Irische Pfund 	 0,00759 
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2. Der Wert der ECU in einer Währung ent-
spricht der Summe der Gegenwerte der die 
ECU bildenden Währungsbeträge in dieser 
Währung. Er wird von der Kammission auf 
der Grundlage der auf Devisenmärkten täg-
lich ermittelten Wechselkurse festgesetzt. 

Die Tagesumrechnungskurse der einzelnen 
Landeswährungen liegen täglich vor. Sie 
werden im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften veröffentlicht. 

3. Die Umrechnung zwischen der ECU und den 
Landeswährungen erfolgt gegebenenfalls 
zum Tageskurs, unbeschadet der in Arti-
kel 123 Absatz 2 vorgesehenen Sonderbe-
stimmungen." 

12. Titel II erhält folgende Fassung: 

TITEL II 

„Aufstellung und Gliederung des Haushaltsplans" 

13. Abschnitt I erhält folgende Fassung: 

„Abschnitt I 

Aufstellung des Haushaltsplans" 

14. Artikel 11: Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„Der Wirtschafts- und Sozialausschuß übermittelt 
dem Rat vor dem 1. Juni einen Haushaltsvoran-
schlag seiner Ausgaben und Einnahmen für das 
folgende Jahr." 

15. Artikel 12 Absatz 5: ein dritter Gedankenstrich mit 
folgendem Wortlaut ist hinuzufügen: 

„— die Finanzpläne gemäß Artikel 90." 

16. Artikel 12: Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
„6. Die Kommission kann von sich aus und gege-

benenfalls auf Antrag des Europäischen Par-
laments, des Rates, des Gerichtshofs oder des 
Rechnungshofs dem Rat im Wege eines Be-
richtigungsschreibens Vorschläge für eine 
Änderung des Vorentwurfs des Haushalts-
plans vorlegen, um neuen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen, die bei der Ausarbei-
tung des Vorentwurfs nicht bekannt waren. 
Jedoch ist dem Rat, außer bei ganz außerge-
wöhnlichen Umständen, ein solches Berichti-
gungsschreiben von der Kommission minde-
stens dreißig Tage vor der ersten Lesung des 
Entwurfs des Haushaltsplans durch das Euro-
päische Parlament vorzulegen. Der Rat hat 
das Europäische Parlament mindestens fünf-
zehn Tage vor dieser ersten Lesung mit die-
sem Berichtigungsschreiben zum Entwurf des 
Haushaltsplans zu befassen. 

7. Um neuen Gegebenheiten Rechnung zu tra-
gen, die ihm bei der Ausarbeitung des Ent-
wurfs des Haushaltsplans nicht bekannt wa-
ren, kann der Rat gegebenenfalls dem Parla-
ment innerhalb der in Absatz 6 zweiter Unter-
absatz vorgesehenen Frist ein Berichtigungs-
schreiben zu diesem Entwurf des Haushalts-
plans zuleiten. 

8. Unter unvermeidlichen, außergewöhnlichen 

oder unvorhersehbaren Umständen kann die 
Kommission Vorentwürfe von Nachtrags- 
und/oder Berichtigungshaushaltsplänen vor-
legen. 
Die Kommission kann auch, insbesondere zur 
Anpassung von Zielvorstellungen, Vorent-
würfe von Berichtigungshaushaltsplänen vor-
legen, durch die der Gesamtbetrag des Jah-
reshaushaltsplans nicht geändert wird und 
denen die erforderlichen Entwürfe für die 
entsprechenden Verordnungen beigefügt 
sind. 

Die Anträge des Europäischen Parlaments, 
des Rates, des Gerichtshofes oder des Rech-
nungshofes auf Vorlage von Nachtrags- oder 
Berichtigungshaushaltsplänen werden von 
der Kommission der Haushaltsbehörde zuge-
leitet. Die Kommission kann diesen Anträgen 
eine abweichende Stellungnahme beifügen. 
Diese Haushaltspläne werden in der gleichen 
Form und nach den gleichen Verfahren vor-
gelegt, geprüft, aufgestellt und endgültig 
festgestellt wie der Haushaltsplan, dessen 
Ansätze durch sie geändert werden. Sie sind 
unter Bezugnahme auf den betreffenden 
Haushaltsplan zu begründen. Die zuständi-
gen Stellen beraten hierüber unter Berück-
sichtigung der Dringlichkeit. Jeder Vorent-
wurf eines Nachtragshaushaltsplans ist dem 
Rat in der Regel spätestens zu dem Zeitpunkt 
vorzulegen, der für die Vorlage des Vorent-
wurfs des Haushaltsplans für das folgende 
Haushaltsjahr vorgesehen ist." 

17. Abschnitt II erhält folgende Fassung: 

„Abschnitt II 

Gliederung und Darstellung des Haushaltsplans" 

18. Artikel 15 Absatz 5: Unterabsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 
„5. Dem Einzelplan „Kommission" sind die ge-

mäß Artikel 118 Absatz 2 aufgestellten Ein-
nahmen- und Ausgabenansätze des Amtes 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften beizufügen." 

19. Artikel 16: Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. im Einzelplan jedes Organs: 
a) bei den Einnahmeansätzen: 

— die für das betreffende Haushaltsjahr 
veranschlagten Einnahmen jedes Or-
gans, nach einem System der Dezimal-
klassifikation gegliedert in Titel, Kapi-
tel, Artikel und Posten; 

— in der gleichen Weise gegliedert die im 
Haushaltsplan für das vorhergehende 
Haushaltsjahr veranschlagten Einnah-
men und die im letzten abgeschlosse-
nen Haushaltsjahr festgestellten Ein-
nahmen; 

— die entsprechenden Erläuterungen zu 
den einzelnen Einnahmelinien; 

b) bei den Ausgabenansätzen: 
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ba) unter einzelnen Posten, Artikeln, Kapi-
teln und Titeln: 

— die für das betreffende Haushalts-
jahr veranschlagten Mittel, wobei 
diese Mittel die Verpflichtungser-
mächtigungen und die Zahlungser-
mächtigungen für die Haushaltsli-
nien sind, für die diese Unterschei-
dung vereinbart worden ist; 

— die im vorangehenden Haushalts-
jahr veranschlagten Mittel; 

— die tatsächlichen Ausgaben des 
letzten abgeschlossenen Haushalts-
jahres; 

Diese Ausgaben bestimmen sich 

— bei den Haushaltslinien, bei denen 
nicht zwischen Verpflichtungser-
mächtigungen unterschieden wird: 

• nach den tatsächlichen Zahlun-
gen des letzten abgeschlossenen 
Haushaltsjahrs zuzüglich der 
Mittelübertragungen auf das fol-
gende Haushaltsjahr; 

— bei den Haushaltslinien, bei denen 
zwischen Verpflichtungsermächti-
gungen und Zahlungen unterschie-
den wird: 

• bei den Verpflichtungsermächti-
gungen: nach den während des 
Haushaltsjahrs zu Lasten der Mit-
tel des Haushaltsjahrs und der 
Restmittel aus dem vorhergehen-
den Haushaltsjahr vorgenomme-
nen Mittelbindungen, 

• bei den Zahlungen: nach den wäh-
rend  des Haushaltsjahrs zu Lasten 
der Mittel des Haushaltsjahrs und 
der aus dem vorhergehenden 
Haushaltsjahr übertragenen Mittel 
geleisteten Zahlungen; 

bb) bei den Mitteln für die Ausführung von 
Mehrjahresvorhaben, die Verpflich-
tungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen umfassen, in den Erläu-
terungen ein als Anhalt dienender Fäl-
ligkeitsplan über die Zahlungen des 
betreffenden Haushaltsjahres und der 
folgenden Haushaltsjahre; 

bc) die entsprechenden Erläuterungen zu 
den einzelnen Angabenlinien. 

3. hinsichtlich des Personals: 
— für jeden Einzelplan im Anhang ein Stellen-

plan, in dem die Anzahl der Planstellen 
nach Besoldungsgruppen in jeder Lauf-
bahngruppe und Sonderlaufbahn festge-
setzt ist; 

— ein Stellenplan mit den Planstellen für das 
aus den Forschungs- und Investitionsmitteln 
besoldete Personal, gegliedert nach Lauf-
bahngruppen und Besoldungsgruppen und 
unterschieden nach Dauerplanstellen und 
Nicht-Dauerplanstellen, die im Rahmen der 
Haushaltsmittel besetzbar sind. 

— Beim wissenschaftlichen und technischen 
Personal kann die Gliederung jedoch nach 
Maßgabe der in jedem Haushaltsplan fest-
gelegten Bedingungen nach Gruppen von 
Besoldungsgruppen vorgenommen werden. 
Der Personalbestand der Beamten mit hoher 
wissenschaftlicher oder technischer Qualifi-
kation, denen nach Maßgabe der Sonder-
vorschriften des Statuts besondere Vorteile 
gewährt werden, ist im Stellenplan geson-
dert anzugeben. 

— ein Stellenplan des Amtes für amtliche Ver-
öffentlichungen, in dem die Anzahl der 
Planstellen nach Besoldungsgruppen in je-
der Laufbahngruppe festgesetzt ist. 

Der Stellenplan stellt für jedes Organ eine 
Höchstgrenze dar, über die hinaus keine Er-
nennung vorgenommen werden darf; 
Im Falle einer Halbtagstätigkeit, die von der 
Anstellungsbehörde gemäß Artikel 55 a des 
Statuts der Beamten der Europäischen Ge-
meinschaften genehmigt worden ist, können 
jedoch zwei Beamte der gleichen Besoldungs-
gruppe oder einer darunter liegenden Besol-
dungsgruppe in eine Planstelle einer bestimm-
ten Besoldungsgruppe eingewiesen werden. 
Diese Einweisung endet automatisch bei Ab-
lauf der erteilten Genehmigung." 

Absatz 3 wird Absatz 4. 

20. Artikel 18: Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„ 1. Unbeschadet der Bestimmungen des Arti-

kels 102 Absatz 2 dieser Verordnung führt die 
Kommission den Haushaltsplan in eigener 
Verantwortung gemäß dieser Haushaltsord-
nung im Rahmen der bewilligten Mittel aus." 

21. Artikel 18 Absatz 3: Unterabsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 
„3. Mit Ausnahme der in den Artikeln 23, 24, 35, 

44 und 47 genannten Fälle des Sichhinweg-
setzens über die Verweigerung des Sichtver-
merks können die Kommission und die übri-
gen Organe ihre Befugnisse nach Maßgabe 
ihrer Geschäftsordnungen innerhalb der in 
der Übertragungsverfügung festzulegenden 
Grenzen übertragen." 

22. Artikel 20 erhält folgende Fassung: 
„In jedem Organ ist ein Rechnungsführer für die 
Annahme von Einzahlungen und die Leistung von 
Auszahlungen zuständig. 

Der Rechnungsführer wird von dem Organ er-
nannt. 

Unbeschadet der in den Artikeln 4 und 5 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Rege-
lung und vorbehaltlich der Artikel 48 Absatz 2, 
Artikel 49 und Artikel 108 dieser Haushaltsord-
nung kann nur der Rechnungsführer Zahlungs-
mittel und andere Werte verwalten. Er ist für ihre 
Verwahrung verantwortlich. 

Er kann bei der Ausführung seiner Aufgaben von 
einem oder mehreren unterstellten Rechnungs- 
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führern unterstützt werden, die unter den gleichen 
Bedingungen ernannt werden wie er selbst." 
Die Einzelvorschriften für die Rechnungsführer 
und unterstellten Rechnungsführer werden in den 
in Artikel 121 vorgesehenen Durchführungsbe-
stimmungen festgelegt. 

23. Artikel 21 erhält folgende Fassung: 
„ 1. Die Mittel werden nach Kapiteln und Artikeln 

gegliedert. 
2. Die Kommission kann der Haushaltsbehörde 

nach Maßgabe der nachstehenden Absätze 3 
und 4 Mittelübertragungen innerhalb jedes 
Einzelplans des Haushaltsplans vorschlagen. 
Vorschläge der anderen Organe für Mittel-
übertragungen von Kapitel zu Kapitel sind an 
die Behörde weiterzuleiten; die Kommission 
kann diesen Anträgen eine Stellungnahme 
beifügen. 

3. Gemäß Absatz 5 können innerhalb des Haus-
haltsplans übertragen werden: 
a) bei den Mitteln, bei denen nicht zwi-

schen 
Verpflichtungsermächtigungen und Zah-
lungsermächtigungen unterschieden 
wird: 

aa) die Mittel des betreffenden Haushalts-
jahrs 

ab) die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c) aus dem vorhergehenden 
Haushaltsjahr übertragenen Mittel; 

b) bei den Mitteln, bei denen zwischen 
Verpflichtungsermächtigungen und Zah-
lungsermächtigungen 	unterschieden 
wird: 

ba) die Verpflichtungsermächtigungen des 
betreffenden Haushaltsjahrs 

bb) die gemäß Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe 
a) und Artikel 88 Absatz 3 verbleibenden 
Verpflichtungsermächtigungen 

bc) die Zahlungsermächtigungen des betref-
fenden Haushaltsjahrs 

bd) die gemäß Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe 
b) aus dem vorhergehenden Haushalts-
jahr übertragenen Zahlungsermäch-
tigungen. 

4. Auf Beschluß der Haushaltsbehörde können 
gemäß Absatz 6 ferner Mittelübertragungen 
vorgenommen werden zwischen den Haus-
haltslinien, bei denen zwischen Verpflich-
tungsermächtigungen und Zahlungsermäch-
tigungen unterschieden wird, und den Haus-
haltslinien, bei denen diese Unterscheidung 
nicht besteht. 

5. Die Mittelübertragungen werden wie folgt 
beschlossen: 
a) Die Haushaltsbehörde beschließt auf-

grund von Absatz 6: 
— sämtliche Mittelübertragungen von 

Kapitel zu Kapitel gemäß Absatz 3 
Buchstaben aa), ba) und bb) vorbe-
haltlich der Bestimmungen von Ab-
satz 5 Buchstaben bb) und c), 

— sämtliche Mittelübertragungen von 
Artikel zu Artikel und von Kapitel zu 
Kapitel gemäß Absatz 3 Buchstabe-
ab) und Absatz 4. 

b) Die Kommission beschließt aufgrund ih-
rer internen Vorschriften: 

ba) innerhalb ihres Einzelplans sämtliche 
Übertragungen von Zahlungsermächti

-

gungen gemäß Absatz 3 Buchstaben bc) 
und bd) von Artikel zu Artikel und von 
Kapitel zu Kapitel; 

bb) Die Kommission kann in ihrem Einzel-
plan Mittelübertragungen von Kapitel zu 
Kapitel innerhalb der die Personal- und 
Sachausgaben betreffenden Titel vor-
nehmen. Sie unterrichtet die Haushalts-
behörde zwei Wochen vor der Durchfüh-
rung dieser Mittelübertragungen. 

bc) Die Mittelübertragungen von Artikel zu 
Artikel innerhalb der einzelnen Kapitel 
eines Einzelplans werden von der Kom-
mission vorgenommen, die darüber je 
nach Dringlichkeit entscheidet. Bei den 
nicht die Kommission betreffenden Ein-
zelplänen gilt die Übertragung als vollzo-
gen, wenn die Kommission – außer in 
Dringlichkeitsfällen – nicht binnen sechs 
Wochen nach Eingang des Vorschlags 
entschieden hat. 

c) Das Europäische Parlament und der Rat 
können innerhalb ihres Einzelplans Mit-
telübertragungen von Kapitel zu Kapitel 
und von Artikel zu Artikel vornehmen. 
Die Kommission wird vor diesen Mittel-
übertragungen unterrichtet. 

6. Über die Vorschläge für Mittelübertragungen 
betreffend Ausgaben, die sich zwingend aus 
dem Vertrag oder den auf Grund des Vertra-
ges erlassenen Rechtsakten ergeben, be-
schließt der Rat nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit 
– außer in Dringlichkeitsfällen – binnen sechs 
Wochen. Das Europäische Parlament gibt sei-
ne Stellungnahme so zeitig ab, daß der Rat sie 
zur Kenntnis nehmen und innerhalb der vor-
gesehenen Fristen einen Beschluß fassen 
kann. Faßt der Rat innerhalb der genannten 
Frist keinen Beschluß, so gelten diese Vor-
schläge für Mittelübertragungen als geneh-
migt. 
Über die Vorschläge für Mittelübertragungen 
betreffend Ausgaben, die sich nicht zwingend 
aus dem Vertrag oder den auf Grund des 
Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben, 
beschließt das Europäische Parlament nach 
Anhörung des Rates – außer in Dringlich-
keitsfällen – binnen sechs Wochen. Der Rat 
gibt seine Stellungnahme so zeitig ab, daß das 
Parlament sie zur Kenntnis nehmen und in-
nerhalb der vorgesehenen Fristen einen Be-
schluß fassen kann. Faßt das Europäische Par-
lament innerhalb dieser Frist keinen Be-
schluß, so gelten diese Vorschläge für Mittel-
übertragungen als genehmigt. 
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Die Vorschläge für Mittelübertragungen, die 
sowohl die Ausgaben, die sich zwingend aus 
dem Vertrag oder den auf Grund des Vertra-
ges erlassenen Rechtsakten ergeben, als auch 
die anderen Ausgaben betreffen, gelten als 
genehmigt, wenn weder der Rat noch das 
Europäische Parlament binnen sechs Wochen 
nach Eingang des Vorschlags einen anders-
lautenden Beschluß gefaßt haben. 
Wird in dem in Unterabsatz 1 vorgesehenen 
Fall einer Mittelübertragung der vorgeschla-
gene Betrag vom Europäischen Parlament 
und vom Rat um einen unterschiedlichen Be-
trag gekürzt, so gilt der niedrigere von einem 
der beiden Organe akzeptierte Betrag als ge-
nehmigt. Lehnt eines der beiden Organe den 
Grundsatz der Mittelübertragung ab, so kann 
diese nicht vorgenommen werden. 

7. Jeder Vorschlag für eine Mittelübertragung 
innerhalb eines Kapitels oder von Kapitel zu 
Kapitel bedarf des Sichtvermerks des Finanz-
kontrolleurs, der bescheinigt, daß die Mittel 
verfügbar sind. 

8. Es können nur die Linien des Haushaltsplans 
durch Übertragung mit Mitteln ausgestattet 
werden, für die der Haushaltsplan Mittel be-
willigt oder den Vermerk „zur Erinnerung" 
(„z. E.") trägt. 

9. Dieser Artikel gilt für die Mittel, die zweckge-
bundenen Einnahmen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 2 entsprechen, nur insofern, als der 
Verwendungszweck dieser Einnahmen be-
stehen bleibt. 

10. Zwischen dem Teil I und dem Teil II  des 
Haushaltsplans dürfen keine Mittelübertra-
gungen vorgenommen werden."  

24. Artikel 22 Absatz 2: Zeile 1 erhält folgende Fas-
sung: 
„2. Abweichend von Artikel 3 und 4 können wie-

derverwendet werden: " 

25. Artikel 24 Absatz 1: Unterabsatz 3 erhält folgende 
Fassung: 
„Der Rechnungsführer unterrichtet den Anwei-
sungsbefugten und den Finanzkontrolleur, wenn 
die Einnahmen nicht innerhalb der vorgesehenen 
Fristen eingehen. Er leitet gegebenenfalls das Bei-
treibungsverfahren ein." 

26. Artikel 26 erhält folgende Fassung: 
„Die von den Mitgliedstaaten abzuführenden ei-
genen Mittel und gegebenenfalls die in Artikel 4 
Absätze 2, 3 und 6 des Beschlusses vom 21. April 
1970 vorgesehenen Beträge der Mitgliedstaaten 
werden in ECU im Haushaltsplan veranschlagt. 
Ihre Bereitstellung erfolgt nach Maßgabe der Ver-
ordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2891/77 und 
des Artikels 28 dieser Haushaltsordnung." 

27. Artikel 27 erhält folgende Fassung: 
„Der gemäß Artikel 15 der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 2891/77 berechnete Saldo je-
des Haushaltsjahres wird — je nachdem, ob es sich 
um einen Überschuß oder ein Defizit handelt — auf 

der Einnahmenseite oder auf der Ausgabenseite 
im Rahmen eines Berichtigungs- oder Nachtrags-
haushaltsplans des zweiten darauffolgenden 
Haushaltsjahrs verbucht. Erforderlichenfalls kann 
jedoch beschlossen werden, diese Mittel in voller 
Höhe oder teilweise bereits in einem Nachtrags- 
oder Berichtigungshaushaltsplan des unmittelbar 
darauffolgenden Haushaltsjahrs zu verbuchen." 

28. Artikel 28: Folgender Absatz 2 ist einzufügen: 

„2. Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haus-
haltsjahres noch nicht endgültig festgestellt, 
so dient als Grundlage für die im ersten Ab-
satz vorgesehenen Beiträge der Betrag, der 
im Entwurf des Haushaltsplans gemäß Arti-
kel 8 Absätze 3 und 4 dieser Haushaltsord-
nung oder — falls dieser Entwurf noch nicht 
vorhanden ist — im Vorentwurf des Haushalts-
plans angesetzt ist."  

Absatz 2 wird Absatz 3. 
Absatz 3 wird Absatz 4. 

29. Artikel 29 erhält folgende Fassung: 
„Die Kommission legt dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat viermal jährlich einen Bericht 
über die Finanzlage der Gemeinschaften ein-
schließlich der Einnahmen und Ausgaben vor. 
Dieser Bericht enthält ferner eine Übersicht über 
die aus früheren Haushaltsjahren übertragenen 
Mittel sowie über sämtliche Änderungen, die sich 
infolge der Verabschiedung von Nachtrags- oder 
Berichtigungshaushaltsplänen ergeben haben." 

30. Artikel 30 erhält folgende Fassung: 
„ 1. Die Gutschrift der von den Mitgliedstaaten 

geschuldeten Beträge auf dem in Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 2891/77 des Rats 
vorgesehenen Konto wird in der Landeswäh-
rung der einzelnen Mitgliedstaaten nach fol-
genden Vorschriften vorgenommen: 
a) Die eigenen Mittel gemäß Artikel 2 Buch-

staben a) und b) des Beschlusses vom 
21. April 1970 sowie die Salden der Mehr-
wertsteuereigenmittel gemäß Artikel 10 
Absatz 4 der Verordnung Nr. 2891/77 des 
Rats, deren Beträge in der Landeswährung 
festgestellt werden, sind dem oben ge-
nannten Konto in dieser Landeswährung 
gutzuschreiben. 

b) Die im Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften in ECU ausge-
drückten Beträge der Mehrwertsteuerei-
genmittel gemäß Artikel 4 Absatz 1 des 
Beschlusses des Rats vom 21. April 1970 
sowie gegebenenfalls die nach dem BSP 
berechneten Finanzbeiträge und die in Ar-
tikel 10 Absatz 5 der Verordnung des Rats 
Nr. 2891/77 vorgesehenen Angleichungen 
dieser Beiträge werden zum Wechselkurs 
der ECU am ersten Werktag nach dem 15. 
des der Gutschrift vorangehenden Monats 
umgerechnet. 

c) Die Beiträge gemäß Artikel 4 Absatz 6 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 werden 
zum Wechselkurs der ECU am vorletzten 
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Werktag des dem Monat der Gutschrift 
vorangehenden Monats umgerechnet. 

d) Alle sonstigen Beiträge oder zusätzlichen 
Zahlungen gemäß Artikel 28 Absatz 3 die-
ser Verordnung werden umgerechnet 
nach dem Verfahren, das für denjenigen 
der unter den vorstehenden Buchstaben a) 
bis c) genannten Fälle vorgesehen ist, dem 
dieser Beitrag oder diese Zahlung ihrer Art 
nach am ehesten zugeordnet werden 
können. 

2. Die dem in Absatz 1 genannten Konto gutge-
schriebenen Beträge werden von der Kom-
mission in Ausführung der Einnahmen des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Ge-
meinschaften in ihre Buchführung unter Zu-
grundelegung des ECU-Wechselkurses ein-
getragen, der für den Monat gilt, in dessen 
Verlauf die Gutschrift erfolgt ist." 

31. Artikel 32 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
„3. Die Durchführungsbestimmungen zu den Ab-

sätzen 1 und 2 werden gemäß Artikel 121 
festgelegt. Sie müssen die genaue buchmäßi-
ge Erfassung der Mittelbindungen und der 
Auszahlungsanordnungen sicherstellen." 

32. Artikel 37: Absatz 2 wird gestrichen. Absatz 3 wird 
Absatz 2. 

33. Artikel 40: Der Wortlaut beim 3. Gedankenstrich 
erhält folgende Fassung: 
„— den zu zahlenden Betrag (in Ziffern und in 
Buchstaben) in einer Landeswährung oder in 
ECU,". 

34. Artikel 42: Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Anweisungsbefugte kann dem Personal Vor-
schüsse gewähren, wenn dies in einer Vorschrift 
ausdrücklich vorgesehen ist." 

35. Artikel 50: Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Aufträge über die Lieferung oder die Ver-
mietung von Gebäuden, Bürobedarf, Mobiliar 
und Material sowie Bau- und sonstige Lei-
stungen werden in Form schriftlicher Verträ-
ge vergeben. Außer bei Aufträgen über ein 
Gebäude erfolgt die Vergabe nach Ausschrei-
bung im Preis- oder Leistungswettbewerb. 
In den Fällen des Artikels 52 können Aufträge 
jedoch freihändig vergeben werden. 
In den Fällen des Artikels 57 können Aufträge 
auch lediglich gegen Rechnung vergeben 
werden." 

36. Artikel 52 Buchstabe a: 
Der Betrag von „6500 ERE" wird durch den Betrag 
von „ 10 000 ECU" ersetzt. 

37. Artikel 54: 

Der Betrag von „ 18 000 ERE" wird durch den Be-
trag von „30 000 ECU" ersetzt. 

38. Artikel 56 Absatz 3: 

Der Betrag von „200 000 ERE" wird durch den 
Betrag von „300 000 ECU" ersetzt. 

39. Artikel 57 erhält folgende Fassung: 
„Aufträge können auch lediglich gegen Rechnung 
vergeben werden, wenn der voraussichtliche Wert 
der Lieferungen, Bau- oder sonstigen Leistungen 
500 ECU nicht übersteigt. Dieser Betrag wird für 
Ausgaben, die außerhalb der vorläufigen Arbeits-
orte des Organs getätigt werden müssen, auf 
1200 ECU erhöht." 

40. Artikel 58 erhält folgende Fassung: 

„Bei der Vertragsvergabe nach Maßgabe dieser 
Haushaltsordnung hat jedes Organ unbeschadet 
der Bestimmungen dieser Haushaltsordnung die 
vom Rat zur Durchführung des EWG-Vertrags er-
lassenen Bestimmungen 12 ) über öffentliche Arbei-
ten und Lieferungen zu beachten, sofern die Be-
träge die in den betreffenden Richtlinien festge-
setzten Höchstbeträge erreichen oder über-
steigen. 
Die in Artikel 121 vorgesehenen Durchführungs-
bestimmungen enthalten ergänzende Vorschrif-
ten, die zur Durchführung des vorliegenden Arti-
kels gegebenenfalls erforderlich sind." 

41. Artikel 59: Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„Alle zum Vermögen der Gemeinschaften gehö

-

renden beweglichen und unbeweglichen Gegen-
stände werden nach dem von der Kommission 
festgelegten Muster in laufenden Bestandsver-
zeichnissen mengenmäßig und wertmäßig erfaßt. 
In diese Verzeichnisse werden bewegliche Ge-
genstände nur dann eingetragen, wenn ihr Wert 
den Betrag übersteigt, der in den in Artikel 121 
vorgesehenen Durchführungsbestimmungen fest-
gelegt wird." 

42. Artikel 61: Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„Werden im Bestandsverzeichnis eingetragene 
Gegenstände entgeltlich oder unentgeltlich abge-
treten, als unbrauchbar aus dem Bestand ausge-
sondert oder vermietet oder kommen sie durch 
Verlust, Diebstahl oder in sonstiger Weise abhan-
den, so hat der Anweisungsbefugte eine entspre-
chende Erklärung oder eine Niederschrift auszu-
stellen, die mit dem Sichtvermerk des Finanzkon-
trolleurs zu versehen ist." 

43. Artikel 64: Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„Sie müssen einen allgemeinen monatlichen Kon-
tenabschluß sowie eine nach Kapiteln und Arti-
keln gegliederte Übersicht über die Haushaltsein-
nahmen und -ausgaben ermöglichen, die dem Fi-
nanzkontrolleur und dem Anweisungsbefugten 
übermittelt werden;" 

44. Artikel 68 erhält folgende Fassung: 
„Die Anweisungsbefugten sind disziplinarisch 
verantwortlich und gegebenenfalls zum Schaden-
ersatz verpflichtet, wenn sie Forderungen feststel-
len oder Einziehungsanordnungen erteilen, Mit- 

12) Zum Zeitpunkt der Ausarbeitung dieses Textes gelten 
folgende Richtlinien: 
a) öffentliche Arbeiten: Richtlinie 71/305/EWG, geändert 

durch die Richtlinie 78/669/EWG 
b) Lieferungen: Richtlinie 77/62/EWG. 
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telbindungen vornehmen oder Auszahlungsan-
ordnungen unterzeichnen, ohne dabei diese 
Haushaltsordnung und die entsprechenden 
Durchführungsbestimmungen zu beachten. Das 
gleiche gilt, wenn sie es unterlassen, ein Doku-
ment auszustellen, das ihre Forderungen begrün-
det, oder wenn sie die Erteilung von Einziehungs-
anordnungen oder Auszahlungsanordnungen, die 
eine Haftung des Organs gegenüber Dritten zur 
Folge haben können, ohne Grund unterlassen 
oder verzögern." 

45. Artikel 73: Absätze 1, 2, 3 und 4 erhalten folgende 
Fassung: 
„Die Kommission erstellt spätestens bis zum 
15. April des folgenden Jahres eine Haushalts-
rechnung der Gemeinschaften, die folgende nach 
dem Eingliederungsplan unterteilte Schriftstücke 
umfaßt: 
1. eine Einnahmentabelle, die enthält: 

— die Einnahmenansätze des Haushaltsjahres, 
— die Änderungen der Einnahmenansätze 

aufgrund von Nachtrags- oder Berichti-
gungshaushaltsplänen sowie die zusätzli-
chen Einnahmen gemäß Artikel 3 Absatz 2 
Unterabsatz 1, 

— die im Laufe des Haushaltsjahrs festgeleg-
ten Forderungen, 

— die vom vorausgehenden Haushaltsjahr 
noch ausstehenden Forderungen, 

— die im Laufe des Haushaltsjahrs eingezoge-
nen Einnahmen sowie die gemäß Artikel 6 
Absatz 5 aus dem vorhergehenden Haus-
haltsjahr übertragenen Einnahmen, 

— die am Ende des Haushaltsjahres noch ein-
zuziehenden Beträge. 

Dieser Tabelle wird eine Übersicht über die 
gemäß Artikel 6 Absatz 5 aus dem vorherge-
henden Haushaltsjahr übertragenen Einnah-
men sowie gegebenenfalls eine Übersicht über 
die Salden und die Bruttobeträge der in Arti-
kel 22 Absatz 2 genannten Rechnungsvorgän-
ge beigefügt; 

2. Tabellen über die Entwicklung der Mittel des 
Haushaltsjahres, aus denen – getrennt nach 
Verpflichtungsermächtigungen, Zahlungser-
mächtigungen und nicht getrennten Mitteln – 
folgendes ersichtlich ist: 
— die ursprünglichen Mittelansätze, 
— die Änderungen durch Nachtrags- oder Be-

richtigungshaushaltspläne, 

— die Änderung durch Mittelübertragungen, 

— die endgültigen Mittel des Haushaltsjahres, 

— die fortbestehenden oder gemäß Artikel 6 
übertragenen Mittel; 

3. Ausgabentabellen, aus denen die Verwendung 
der Ausgabenmittel des Haushaltsjahres und – 
getrennt nach Verpflichtungsermächtigungen, 
Zahlungsermächtigungen und nicht getrenn-
ten Mitteln – folgendes ersichtlich ist: 
— die zu Lasten des Haushaltsjahres gebunde-

nen Mittel, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres geleiste-
ten Zahlungen, 

— die Feststellung der Mittelbindungen des 
Haushaltsjahres und die Berechnung der 
bei Abschluß des Haushaltsjahres noch zu 
zahlenden Beträge, 

— die auf Grund der Artikel 6 und 88 fortbeste

-

henden Verpflichtungsermächtigungen, 

— die auf Grund der Artikel 6 und 88 übertra-
genen Zahlungsermächtigungen, 

— die nach Artikel 6 übertragenen nicht ge-
trennten Mittel, 

— die verfallenen Mittel. 
Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine Über-
sicht über die Salden und die Bruttobeträge der 
in Artikel 22 Absatz 2 genannten Rechnungs-
vorgänge beizufügen; 

4. Tabellen über die Verwendung der verfügba-
ren Mittel früherer Haushaltsjahre, aus denen 
folgendes ersichtlich ist: 
— die Höhe der fortbestehenden oder übertra-

genen Mittel, getrennt nach Verpflichtungs-
ermächtigungen, Zahlungsermächtigungen 
und nicht getrennten Mitteln, 

— die Mittelbindungen zu Lasten der verfüg

-

baren Verpflichtungsermächtigungen, 

— die Zahlungen zu Lasten der übertragenen 
Zahlungsermächtigungen und nicht ge-
trennten Mittel, 

— die Feststellung der bei Abschluß des vor-
hergehenden Haushaltsjahres noch zu zah-
lenden Beträge und die Berechnung der bei 
Abschluß des laufenden Haushaltsjahres 
noch zu zahlenden Beträge, 

— die Höhe der nicht verbrauchten für das 
folgende Haushaltsjahr fortbestehenden 
Mittel, 

— die Höhe der verfallenen Mittel, getrennt 
nach Verpflichtungsermächtigungen, Zah-
lungsermächtigungen und nicht getrennten 
Mitteln; " . 

46. Artikel 74 erhält folgende Fassung: 
„Bis spätestens zum 1. März teilt jedes Organ der 
Kommission die vorher von ihm seinem Finanz-
kontrolleur vorgelegten Angaben mit, die sie für 
die Erstellung der Haushaltsrechnung und der 
Vermögensübersicht benötigt; es leitet ihr ferner 
einen Beitrag zu der in Artikel 75 erwähnten Ana-
lyse der Haushaltsführung zu." 

47. Artikel 76 erhält folgende Fassung: 
„ 1. Die Kommission erstellt innerhalb der in Arti-

kel 73 vorgesehenen Frist die Übersicht über 
das Vermögen und die Schulden der Gemein-
schaften zum 31. Dezember des abgelaufenen 
Haushaltsjahres. Dieser Übersicht ist ein zum 
gleichen Zeitpunkt aufgestellter Kontenab-
schluß beigefügt, welcher den Kontenstand in 
Soll und Haben sowie die Salden wiedergibt. 

2. Die Übersicht und der Kontenabschluß wer

-

den dem Finanzkontrolleur vorgelegt." 
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48. Artikel 77 erhält folgende Fassung: 
„Die Kommission übermittelt dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof späte-
stens bis zum 15. April die Haushaltsrechnung, die 
Analyse der Haushaltsführung und die Übersicht 
über das Vermögen und die Schulden." 

49. Artikel 78 erhält folgende Fassung: 
„Der Rechnungshof und seine Mitglieder können 
im Rahmen ihres Auftrags von Bediensteten des 
Rechnungshofes unterstützt werden. 
Die Aufgaben, die diesen Bediensteten nach Ab-
satz 1 übertragen werden, müssen besonders be-
stimmt und auf die für ihre Durchführung erfor-
derliche Zeit begrenzt werden. Sie müssen den 
Behörden, bei denen der beauftragte Bedienstete 
tätig ist, vom Rechnungshof selbst oder von einem 
seiner Mitglieder mitgeteilt werden." 

50. Artikel 79: Statt „Artikels 19" muß es heißen „Ar-
tikels 18 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) 
Nr. 2891/77." 

51. Artikel 80 Absatz 3: Statt „Artikeln 18 und 19" 
muß es heißen „Artikeln 17 und 18 der Verord-
nung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2891/77." 

52. Artikel 83 erhält folgende Fassung: 
„ 1. Der Rechnungshof verabschiedet spätestens 

bis zum 15. Juli den Jahresbericht gemäß Ar-
tikel 78 d) des EGKS-Vertrages, Artikel 206 a) 
des EWG-Vertrages und Artikel 180 a) des 
Euratom-Vertrages. Dieser Bericht wird den 
Organen der Gemeinschaft unverzüglich zu-
geleitet. Die Organe richten ihre Antworten 
an den Rechnungshof und teilen sie der  Kom-
mission  bis spätestens zum 15. Oktober mit. 
Der Rechnungshof übermittelt den für die 
Entlastung zuständigen und den anderen Or-
ganen spätestens bis zum 15. November den 
Jahresbericht mit den dazugehörigen Ant-
worten und sorgt für dessen Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften. 

2. Der Rechnungshof fügt seinem Jahresbericht 
eine Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung bei." 

53. Artikel 84 erhält folgende Fassung: 
„Der Rechnungshof kann jederzeit seine Bemer-
kungen zu besonderen Fragen vorlegen und auf 
Antrag eines Organs der Gemeinschaften Stel-
lungnahmen abgeben. 
Die im vorstehenden Absatz genannten Bemer-
kungen und Stellungnahmen werden dem Euro-
päischen Parlament, dem Rat, der Kommission 
und gegebenenfalls dem betreffenden Organ oder 
der betreffenden Stelle mitgeteilt. 
Die Kommission und gegebenenfalls das betref-
fende Organ leiten dem Rechnungshof, dem Par-
lament und dem Rat innerhalb von sechs Wochen 
die Antworten zu, die sie auf die betreffenden 
Bemerkungen oder Stellungnahmen erteilen 
möchten. 

Beschließt der Rechnungshof die Veröffentlichung 

der oben erwähnten Bemerkungen oder Stellung-
nahmen im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften, so fügt er diesen die im vorstehenden 
Absatz genannten Antworten hinzu." 

54. Artikel 85 erhält folgende Fassung: 

„1. Vor dem 30. April des folgenden Jahres erteilt 
das Europäische Parlament auf Empfehlung 
des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit ent-
scheidet, der Kommission Entlastung zur Aus-
führung des Haushaltsplans. Kann dieser Ter-
min nicht eingehalten werden, so teilt das 
Europäische Parlament oder der Rat der Kom-
mission die Gründe für den Aufschub dieser 
Entscheidung mit. 

2. Der Finanzkontrolleur berücksichtigt die in 
den Entlastungsbeschlüssen enthaltenen Be-
merkungen. 

3. Die Organe treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um den in den Entlastungsbe-
schlüssen enthaltenen Bemerkungen Folge 
zu leisten. Sie erstatten auf Wunsch des Euro-
päischen Parlaments oder des Rates Bericht 
über die im Anschluß an diese Bemerkungen 
getroffenen Maßnahmen und insbesondere 
über die Weisungen, die sie an die an der 
Ausführung des Haushaltsplans beteiligten 
Dienststellen gerichtet haben. Diese Berichte 
werden auch dem Rechnungshof übermittelt. 

4. Unbeschadet der Berichte gemäß Absatz 3 
haben die Organe in einem Anhang zur 
Haushaltsrechnung des folgenden Haushalts-
jahrs Rechenschaft über die Maßnahmen ab-
zulegen, welche auf die im Entlastungsbe-
schluß enthaltenen Bemerkungen hin getrof-
fen wurden. 

5. Die Belege für die Rechnungsführung und für 
die Erstellung der Haushaltsrechnung und 
der Vermögensübersicht werden fünf Jahre 
nach dem in Artikel 85 genannten Beschluß 
zur Entlastung für die Ausführung des Haus-
haltsplans aufbewahrt. 
Allerdings können Belege für Vorgänge, die 
noch nicht endgültig abgeschlossen sind, 
über diesen Zeitraum hinaus bis zum Ende 
des Jahres aufbewahrt werden, das auf das 
Jahr des Abschlusses dieser Vorgänge folgt." 

55. Artikel 88 erhält folgende Fassung: 
„1. Ein globaler Mehrjahresbetrag, „Tranche" ge-

nannt, wird für jede der in Artikel 87 festgeleg-
ten Aktionen bereitgestellt, die einem vom Rat 
in Programmbeschlüssen oder entsprechenden 
Beschlüssen festgelegten Forschungs- und In-
vestitionsziel entsprechen. 
Die Tranche ist die haushaltsmäßige Bereitstel-
lung des Gesamtbetrags jeder Zuweisung pro 
Forschungs- und Investitionsziel unter Berück-
sichtigung etwaiger finanzieller Reserven, so-
fern der Rat für das Ziel in den Programmbe-
schlüssen oder den entsprechenden Beschlüs-
sen nicht verschiedene Stufen festgelegt hat, 
die jeweils ein zusammenhängendes Ganzes 
bilden. 
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2. Die Zahlenangaben in den Programmbeschlüs-
sen oder den entsprechenden Beschlüssen die-
nen nur als Hinweis. 

3. Die jährlich im Haushaltsplan für die For-
schungs- und Investitionsausgaben bewilligten 
Mittel umfassen Verpflichtungsermächtigun-
gen und Zahlungsermächtigungen. 

4. Die Verpflichtungsermächtigungen innerhalb 
der einzelnen Tranchen sind dazu bestimmt, 
die Deckung aller rechtlichen Verpflichtungen 
zu ermöglichen, die die Kommission eingehen 
darf. 
Sie stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, 
für welche die Kommission während des für die 
Durchführung des entsprechenden Vorhabens 
zugrunde gelegten Haushaltsjahres Verbind-
lichkeiten eingehen darf. 
Im Falle zusätzlicher Einnahmen gemäß Arti-
kel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 können jedoch zu-
sätzliche Mittel bis zur Höhe derjenigen Beträ-
ge bewilligt werden, die in den mit Dritten 
geschlossenen Abkommen oder Verträgen vor-
gesehen sind. Diese Mittel werden bei der ein-
schlägigen Haushaltslinie ausgebracht. 
Sie bleiben abweichend von Artikel 6 Absatz 2 
Buchstabe a) bis zu ihrer Aufhebung im Wege 
des Haushaltsverfahrens gültig. 

5. Die Zahlungsermächtigungen stellen die 
Höchstgrenze der Ausgaben dar, die während 
eines Haushaltsjahres zur Deckung der im Lau-
fe des Haushaltsjahres oder im Laufe früherer 
Haushaltsjahre eingegangenen Verbindlich-
keiten geleistet oder angewiesen werden 
können. 
Im Falle zusätzlicher Einnahmen gemäß Arti-
kel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 können jedoch zu-
sätzliche Mittel bis zur Höhe derjenigen Beträ-
ge bewilligt werden, die im Rahmen der mit 
Dritten geschlossenen Abkommen oder Verträ-
ge tatsächlich eingenommen worden sind. Die-
se Mittel werden bei der einschlägigen Haus-
haltslinie ausgebracht. 
Verpflichtungsermächtigungen, die am Ende 
des Haushaltsjahres, für das sie eingesetzt wur-
den, nicht in Anspruch genommen worden 
sind, werden gemäß Artikel 6 Absatz 2 Buch-
stabe b) dieser Verordnung unbeschadet der 
Bestimmungen des Artikels 6 Absatz 5 automa-
tisch auf das folgende Haushaltsjahr über-
tragen. " 

56. Artikel 90 Absatz 2: 
Unter Buchstabe b ist ein vierter Gedankenstrich 
mit folgendem Wortlaut einzufügen: 
"— die Großanlagen;". 

57. Artikel 91 Absatz 2: Unterabsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 
„Bei den Verbuchungen bei den Sammelkonten 
darf die Summe der Mittel, die bei den Artikeln 
und Posten des ersten Teils der in Artikel 90 Ab-
satz 2 Buchstabe a) vorgesehenen Finanzpläne 
vorgesehen sind, nicht überschritten werden. " 

58. Artikel 91 Absatz 3: Unterabsatz 4 erhält folgende 
Fassung: 
„Die Verbuchungen bei den Forschungs- und In-
vestitionsvorhaben und sonstigen Tätigkeiten des 
ersten Teils des Finanzplans müssen monatlich bei 
den Artikeln und Posten des in Artikel 87 erwähn-
ten besonderen Kapitels im Haushaltsplan ausge-
wiesen werden." 

59. Artikel 92: Folgender Absatz 3 ist hinzuzufügen: 
„3. Die allgemeinen Bestimmungen über das Sy-

stem der Zwölftel gemäß Artikel 8 Absätze 3, 4, 
5, 6, 7 und 9 gelten auch für die Forschungs-
mittel. " 

60. Artikel 94 erhält folgende Fassung: 
„1. Bei der Anwendung des Artikels 21 werden die 

Posten des in Artikel 87 erwähnten Kapitels als 
Kapitel betrachtet. 

2. Abweichend von Artikel 21 Absatz 2 kann die 
Kommission im Rahmen der bei der endgülti-
gen Feststellung des Haushaltsplans festzule-
genden Grenzen und Bedingungen Mittelüber-
tragungen von Artikel zu Artikel und von Po-
sten zu Posten innerhalb des in Artikel 87 er-
wähnten Kapitels vornehmen; diese Artikel 
und Posten sind dann namentlich zu bezeich-
nen und die Übertragungen müssen direkte 
Maßnahmen betreffen, wobei die nach einem 
besonderen Schlüssel finanzierten Maßnah-
men ausgeschlossen sind. 

3. Abweichend von Artikel 52 Buchstabe a) ist die 
freihändige Vergabe zulässig, wenn die Auf-
tragssumme bei wissenschaftlichem und tech-
nischem Material sowie bei Bauleistungen 
45 000 ECU nicht überschreitet, und zwar un-
beschadet der übrigen Fälle, in denen die frei-
händige Vergabe gemäß Artikel 52 Buchsta-
ben b), c) und d) zulässig ist, und unbeschadet 
der allgemeinen Verpflichtung, die Unterneh-
mer oder Lieferer, welche die zu vergebenden 
Lieferungen und Bauleistungen ausführen 
können, soweit wie möglich und mit allen ge-
eigneten Mitteln miteinander in Wettbewerb 
treten zu lassen. 

4. Abweichend von Artikel 54 werden folgende 
Aufträge vor Entscheidung des Anweisungsbe-
fugten einem Vergabebeirat zur Stellungnah-
me vorgelegt, dessen Zusammensetzung und 
Tätigkeit durch die in Artikel 121 vorgesehe-
nen Durchführungsbestimmungen geregelt 
werden: 
a) Aufträge mit wissenschaftlichem oder tech-
nischem Charakter, deren Summe 
200 000 ECU übersteigt, und Kaufverträge 
über Grundstücke und Gebäude; 

b) Aufträge über Bürobedarf und  Material  oh-
ne wissenschaftlichen oder technischen 
Charakter in Höhe von nicht mehr als 
45 000 ECU; 

c) Aufträge über Bürobedarf und  Material  oh-
ne wissenschaftlichen oder technischen 
Charakter, deren Summe 15 000 ECU über-
steigt und für die Artikel 52 Buchstaben c), 
d) und e) gilt. 
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Abweichend von Artikel 60 Unterabsatz 1 kön-
nen Verkäufe von wissenschaftlichem und 
technischem Material ohne vorherige Bekannt-
gabe auf Grund einer Entscheidung des An-
weisungsbefugten nach Stellungnahme des 
Vergabebeirats vorgenommen werden." 

61. Die Artikel 98, 99, 100 und 101 erhalten folgende 
Fassung: 

Artikel 98 
„ 1. Die Ausgaben werden in der Rechnung eines 

Haushaltsjahres aufgrund der Zahlungen aus-
gewiesen, die von den in Artikel 4 der Verord-
nung (EWG) Nr. 729/70 genannten Dienststel-
len und Einrichtungen bis zum 31. Dezember 
geleistet wurden, sofern die Mittelbindung und 
die Auszahlungsanordnung hierfür dem Rech-
nungsführer bis zum 28. März des folgenden 
Jahres zugegangen sind. 

2. Etwaige Berichtigungen der angegebenen 
Ausgaben, die außerhalb der Abrechnung der 
Konten nach den gemäß Artikel 5 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassenen Be-
stimmungen genehmigt worden sind, können 
im folgenden Haushaltsjahr ausgewiesen 
werden." 

Artikel 99 
„1. Der etwaige Unterschied zwischen den Ausga-

ben, die gemäß Artikel 97 und 98 in der Rech-
nung eines Haushaltsjahres erfaßt werden, und 
den von der Kommission beim Abschluß der 
Rechnungen gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buch-
stabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 an-
erkannten Ausgaben wird in einem einzigen 
Artikel in der Rechnung des Haushaltsjahres 
ausgewiesen, in dem der Rechnungsabschluß 
vorgenommen wird. 

2. Bei der Anwendung des Absatzes 1 gelten die 
in Artikel 98 Absatz 2 genannten Berichtigun-
gen als im ursprünglichen Haushaltsjahr aus-
gewiesen." 

Artikel 100 
„ 1. Sind bei den gemäß Artikel 96 für ein Haus-

haltsjahr vorläufig und global gebundenen 
Mitteln bis zum 1. März des folgenden Haus-
haltsjahres keine einzelnen Mittelbindungen 
nach dem Eingliederungsplan gemäß Arti-
kel 97 vorgenommen worden, so wird die Mit-
telbindung für das ursprüngliche Haushaltsjahr 
aufgehoben. 

2. Eine globale vorläufige Mittelbindung in Höhe 
des Betrages der aufgehobenen Mittelbindung 
wird aus den Mitteln des laufenden Haushalts-
jahrs vorgenommen." 

Artikel 101 
„ 1. Die bei einem Ausgabekapitel veranschlagten 

Mittel dürfen nicht für Zwecke anderer Ausga-
bekapitel verwendet werden. 

2. Die Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapi-
tel und innerhalb eines einzelnen Kapitels wer-
den auf Beschluß der Kommission gemäß dem 

in Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
vorgesehenen Verfahren vorgenommen, das 
spätestens bis zum 28. Februar abgeschlossen 
sein muß. 

3. Das Verfahren nach Absatz 2 gilt ebenfalls für 
die Übertragungen, die durch die Schwankun-
gen der Teile der bei den Kapiteln des EAGFL- 
Abteilung Garantie bzw. der Nahrungsmittel-
hilfe zu verbuchenden Ausgaben im Vergleich 
zu den bewilligten Mitteln erforderlich gewor-
den sind. 

4. Die Kommission unterrichtet die Haushaltsbe-
hörde unverzüglich von diesen Mittelübertra-
gungen." 

62. Titel IX erhält folgende Fassung: 

Sonderbestimmungen betreffend die Außenhilfe 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 102 
„1. Die von der Gemeinschaft für ihre Politik der 

Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
bereitgestellten Mittel werden entweder auf 
Grund allgemeiner vertraglicher Abmachun-
gen über die Zusammenarbeit oder aber in 
Form von autonom gewährten Hilfen ver-
wendet. 

2. Aus diesen Mitteln können Zuschüsse, Sonder-
darlehen, haftendes Kapital und Zinsvergütun-
gen finanziert werden; die Ausführung liegt 
bei der Kommission, die im Namen der Ge-
meinschaft durch einen allgemeinen Auftrag 
einen Teil der Abwicklung der Europäischen 
Investitionsbank übertragen kann. 

3. Für die Verwendung der Mittel durch die Kom-
mission gelten folgende Bestimmungen." 

Artikel 103 
„ 1. Für jedes Investitionsvorhaben, zu dem die 

Kommission einen Finanzierungsbeschluß zu 
fassen hat, wird ein Finanzierungsabkommen 
zwischen der Kommission im Namen der Ge-
meinschaft und der Regierung oder der zustän-
digen Behörde des begünstigten Staates ge-
schlossen. 

2. Für jedes durch Sonderdarlehen finanzierte In-
vestitionsvorhaben wird ferner zwischen der 
Kommission im Namen der Gemeinschaft und 
dem Darlehensnehmer ein Darlehensvertrag 
ausgearbeitet." 

ABSCHNITT II 

Ausführende Stellen 

Artikel 104 

„Werden von der Gemeinschaft Finanzierungen 
auf Grund allgemeiner vertraglicher Abmachun-
gen über Zusammenarbeit vorgenommen, so wer-
den sie in der Regel ausgeführt von einem Haupt- 
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anweisungsbefugten, einem nationalen Anwei-
sungsbefugten, einem Beauftragten der Kommis-
sion und einer beauftragten Zahlstelle." 

Artikel 105 
„ 1. Die Kommission ist der Hauptanweisungsbe-

fugte, der für die Durchführung der Finanzie-
rungsbschlüsse sorgt und für die Verwaltung 
der Mittel verantwortlich ist. In dieser Eigen-
schaft nimmt die Kommission die Mittelver-
bindungen sowie die Feststellung und Anord-
nung der Ausgaben vor. 

2. In enger Zusammenarbeit mit dem nationalen 
Anweisungsbefugten sorgt der Hauptanwei-
sungsbefugte dafür, daß für die Teilnahme an 
den Ausschreibungen gleiche Bedingungen 
für alle bestehen, daß Diskriminierungen be-
seitigt werden und daß das wirtschaftlich 
günstigste Angebot gewählt wird. Vorbehalt-
lich der Zuständigkeiten des Beauftragten der 
Kommission erteilt er in diesem Sinne vor 
Bekanntgabe der Ausschreibung seine Zu-
stimmung zu den Ausschreibungsunterlagen, 
nimmt das Ergebnis der Auswertung der An-
gebote entgegen und billigt den Vorschlag 
für die Auftragsvergabe. 

3. Der Hauptanweisungsbefugte nimmt die Än-
derungen vor und beschließt die Mittelbin-
dungen, die für die ordnungsgemäße Durch-
führung der genehmigten Vorhaben und Ak-
tionsprogramme unter den wirtschaftlich und 
technisch günstigsten Bedingungen erf order

-lich sind. " 

Artikel 106 
„ 1. Die Regierung des begünstigten Staates be-

stellt einen nationalen Anweisungsbefugten, 
der die Behörden seines Landes bei allen 
Maßnahmen vertritt, die mit den von der Ge-
meinschaft finanzierten Vorhaben zusam-
menhängen. 

2. Der nationale Anweisungsbefugte legt der 
Kommission die Ausschreibungsunterlagen 
vor der Bekanntgabe der Ausschreibung zur 
Zustimmung vor. Auf der Grundlage der in 
dieser Weise genehmigten Beschlüsse und in 
enger Zusammenarbeit mit dem Hauptanwei-
sungsbefugten und dem in Artikel 104 ge-
nannten Beauftragten — sofern ein solcher Be-
auftragter benannt worden ist — gibt der na-
tionale Anweisungsbefugte die Ausschrei-
bungen bekannt, nimmt die eingehenden An-
gebote entgegen, führt die Aufsicht über die 
Angebotsauswertung und stellt das Ergebnis 
der Auswertung fest. 

3. Er legt der Kommission das Ergebnis der Aus-
wertung der Angebote zusammen mit einem 
Vorschlag für die Vergabe des Auftrags zur 
Genehmigung vor. Er unterzeichnet die Auf-
träge, Verträge, Nachtragsvereinbarungen 
und Kostenvoranschläge und notifiziert sie 
der Kommission. 

4. Im Rahmen der von der Kommission vorge-
nommenen Mittelbindungen nimmt der na-

tionale Anweisungsbefugte die Feststellung 
und Anordnung der Ausgaben vor. Er bleibt 
für die ihm anvertrauten Mittel verantwort-
lich, bis die Kommission die Maßnahmen ge-
nehmigt hat, für deren Durchführung ihm die 
Mittel anvertraut wurden." 

Artikel 107 
„ 1. Zur Durchführung des zwischen der Gemein-

schaft und dem begünstigten Staat geschlos-
senen Übereinkommens oder Abkommens 
kann die Kommission sich bei der Bewirt-
schaftung der Mittel, für die sie Anweisungs-
befugter ist, bei dem begünstigten Staat 
durch einen Beauftragten vertreten lassen, zu 
dessen Bestellung dieser Staat seine Zustim-
mung erteilt hat. 

2. Auf Antrag der Regierung des begünstigten 
Staates gewährt der Beauftragte diesem Staat 
bei der Vorbereitung und Ausarbeitung der 
Vorhaben seine technische Unterstützug. 

3. Der Beauftragte unterrichtet die Behörden 
des Staates, in dem er tätig ist, regelmäßig — 
und in bestimmten Fällen auf besondere An-
weisung der Kommission — über die Tätigkei-
ten der Gemeinschaft, die die Zusammenar-
beit zwischen der Gemeinschaft und diesem 
Staat unmittelbar betreffen könnten. 

4. Der Beauftragte vergewissert sich im Auftrag 
der Kommission, daß die von der Gemein-
schaft finanzierten Vorhaben finanziell und 
technisch einwandfrei ausgeführt werden. Er 
versieht zu diesem Zweck alle vom nationalen 
Anweisungsbefugten ausgestellten Auszah-
lungsanordnungen mit seinem Sichtvermerk. 
Der Sichtvermerk gilt nicht als Abschluß der 
betreffenden Maßnahmen durch die Kommis-
sion und entlastet den nationalen Anwei-
sungsbefugten nicht von seiner ihm gemäß 
Artikel 106 Absatz 4 übertragenen Verant-
wortung. " 

Artikel 108 
„ 1. Die in einer anderen Währung als der Wäh-

rung des begünstigten Staates vorzunehmen-
de Bezahlung von Leistungen, welche im 
Rahmen von Vorhaben erbracht wurden, die 
aus nicht rückzahlungspflichtigen Hilfen fi-
nanziert worden waren, erfolgt unmittelbar 
durch die Kommission. 

2. Zur Ausführung der Zahlungen in der Wäh-
rung des begünstigten Staates werden im Na-
men der Kommission auf die Währung eines 
Mitgliedstaates lautende Konten bei der Zen-
tralbank des begünstigten Staates eröffnet, 
der die Aufgaben einer beauftragten Zahl-
stelle wahrnimmt. 

3. Den in Absatz 2 genannten Konten werden 
entsprechend dem tatsächlichen Kassenbe-
darf Mittel zugewiesen. Die Mittel werden in 
der Währung eines Mitgliedstaats überwie-
sen und nach Maßgabe der Fälligkeit der zu 
leistenden Zahlungen nach dem Wechselkurs 
des Zahltages in die Landeswährung des be-
günstigten Staates konvertiert. 
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4. Die beauftragte Zahlstelle erbringt ihre 
Dienstleistungen unentgeltlich; auf die Einla-
gen wird kein Zins gezahlt. 

5. Die beauftragte Zahlstelle nimmt im Rahmen 
der verfügbaren Mittel die angeordneten 
Zahlungen vor, nachdem sie die sachliche 
Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit der vor-
gelegten Belege sowie die schuldbefreiende 
Wirkung der Zahlung nachgeprüft hat. 

6. Die beauftragte Zahlstelle übermittelt der 
Kommission in regelmäßigen Zeitabständen 
und mindestens einmal im Vierteljahr eine 
Übersicht über die geleisteten Zahlungen mit 
den dazugehörigen Belegen." 

ABSCHNITT III 

Erteilung der Aufträge 

Artikel 109 
„Abweichend von den Bestimmungen des Titels 
IV dieser Haushaltsordnung gelten für die Verga-
be und die Erteilung der von der Gemeinschaft 
finanzierten Aufträge folgende Bestimmungen." 

Artikel 110 
„ Das vor der Vergabe der Aufträge über Bauarbei-
ten, Lieferungen oder Dienstleistungen und vor 
dem Abschluß der Verträge über technische Zu-
sammenarbeit anzuwendende Verfahren unter-
liegt den technischen und verwaltungsmäßigen 
Vorschriften, die dem Finanzierungsabkommen 
im Rahmen der vorstehend aufgeführten Grund-
sätze als Anlage beigefügt sind." 

Artikel 111 
„ 1. Die Beteiligung an Ausschreibungen steht al-

len dem Vertrag unterliegenden natürlichen 
Personen und allen Gesellschaften sowie al-
len natürlichen Personen und allen Gesell-
schaften des begünstigten Staates zu gleichen 
Bedingungen offen. 
Das Lastenheft schreibt daher den Bietern 
vor, den Staat anzugeben, dessen Staatsange-
hörige sie sind, und hierfür die nach ihrem 
einzelstaatlichen Recht üblichen Nachweise 
zu erbringen. 

2. In Ausnahmefällen kann im gemeinsamen 
Einvernehmen zwischen der Kommission und 
dem begünstigten Staat eine Beteiligung von 
Staatsangehörigen dritter Staaten an den von 
der Gemeinschaft finanzierten Aufträgen be-
schlossen werden. 

3. Bei Maßnahmen der finanziellen und techni-
schen Zusammenarbeit, die aus den hierfür 
im Haushaltsplan bereitgestellten Mitteln für 
nicht assoziierte Entwicklungsländer finan-
ziert werden, kann die Beteiligung an den 
Ausschreibungen, Aufträgen und Verträgen 
auch auf andere Entwicklungsländer ausge-
dehnt werden, die Empfänger einer Hilfe der 
Gemeinschaft sind, sofern diese Hilfe eben-
falls aus den oben erwähnten, für das lauf en-
de  Haushaltsjahr bewilligten Mitteln sowie 

aus den beiden vorhergehenden Haushalts

-

jahren übertragenen Mitteln finanziert wird." 

Artikel 112 
„Die Kommission und die zuständigen Behörden 
des begünstigten Staates treffen geeignete Maß-
nahmen, um unter gleichen Bedingungen eine 
Beteiligung an den Ausschreibungen und Aufträ-
gen zu gewährleisten, die von der Gemeinschaft 
finanziert werden. 

Unbeschadet von Artikel 113 wird zu diesem 
Zweck insbesondere dafür Sorge getragen, daß 
a) die Ausschreibungen rechtzeitig im Amtsblatt 

der Europäischen Gemeinschaften und im 
Amtsblatt des Empfängerstaats veröffentlicht 
werden; 

b) diskriminierende Praktiken oder technische 
Spezifikationen ausgeschlossen werden, die ei-
ner Beteiligung einer natürlichen Person oder 
einer Gesellschaft der Mitgliedstaaten und des 
Empfängerstaates im Wege stehen könnten." 

Artikel 113 
„Sofern die Dringlichkeit festgestellt ist oder die 
Art , die Geringfügigkeit oder die besonderen 
Merkmale der Bauarbeiten oder Lieferungen es 
rechtfertigen, können die zuständigen Behörden 
des begünstigten Staates im Einvernehmen mit 
der Kommission ausnahmsweise genehmigen: 
— die Auftragsvergabe nach beschränkter Aus-

schreibung, 
— den Abschluß von Aufträgen in direkter Ab-

sprache, 
— die Ausführung in staatlicher Regie." 

Artikel 114 
„Die Kommission und die zuständigen Behörden 
des begünstigten Staates vergewissern sich bei 
jeder Maßnahme, daß die Artikel 112 und 113 be-
achtet werden und daß das wirtschaftlich günstig-
ste Angebot gewählt wird, wobei insbesondere die 
von den Bietern gebotenen Qualifikationen und 
Garantien, die Art der Bauarbeiten oder Lieferun-
gen und die Bedingungen für ihre Ausführung, die 
Preise der Leistungen, die Kosten der Nutzung 
und der technische Wert zu berücksichtigen sind. 

Die Kommission und die zuständigen Behörden 
des begünstigten Staates tragen dafür Sorge, daß 
alle Auswahlkriterien in den Ausschreibungsun-
terlagen aufgeführt sind. 
Das Ergebnis der Ausschreibung wird so bald wie 
möglich im Amtsblatt der Gemeinschaften veröf-
fentlicht. " 

Artikel 115 
„1. Die Maßnahmen der technischen Zusammen-

arbeit werden im Wege von Dienstleistungs-
aufträgen durchgeführt; die Aufträge werden 
an Beratungsgesellschaften, beratende Inge-
nieure oder Sachverständige vergeben. Sie 
werden freihändig oder – falls technische, 
wirtschaftliche oder finanzielle Gründe dies 
rechtfertigen – im Wege einer Ausschreibung 
vergeben. 
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2. Bei jeder Maßnahme der technischen Zusam-
menarbeit wählt die Kommission einen oder 
mehrere Bewerber aufgrund von Kriterien, 
die die Qualifikation, Berufserfahrung und 
Unabhängigkeit dieser Bewerber gewährlei-
sten, sowie unter Berücksichtigung der Ver-
fügbarkeit dieser Bewerber für die betreffen-
de Aktion. 
Wird eine freihändige Vergabe vorgenom-
men und hat die Kommission mehrere Bewer-
ber in Betracht gezogen, so wählt der begün-
stigte Staat nach eigenem Ermessen denjeni-
gen Bewerber aus, mit dem er einen Vertrag 
schließen möchte. 
Wird eine Ausschreibung vorgenommen, so 
wird der Auftrag demjenigen Bewerber er

-

teilt, der das von dem betreffenden begün-
stigten Staat und der Kommission als wirt-
schaftlich am günstigsten beurteilte Angebot 
eingereicht hat. 

3. Die Verträge über Leistungen werden in der 
Regel von den zuständigen Behörden des be-
günstigten Staates im Einvernehmen und mit 
der Beteiligung des Beauftragten der  Kom-
mission  ausgearbeitet, ausgehandelt und ge-
schlossen. 
Sie können jedoch auch von der Kommission 
ausgearbeitet, ausgehandelt und geschlossen 
werden, wenn es sich um dringliche, kurze 
Gutachten über die Vorbereitung, Prüfung, 
Ausführung oder Nutzung der Vorhaben han-
delt oder wenn die Sonderbestimmungen der 
in Artikel 103 Absatz 1 genannten Finanzie-
rungsabkommen dies vorsehen." 

ABSCHNITT IV 

Nahrungsmittelhilfe 

Artikel 116 
„ 1. Für jedes Nahrungsmittelhilfeprogramm ist 

baldmöglichst nach den in den Artikeln 32 bis 
35 vorgesehenen Verfahren ein Mittelbin-
dungsantrag vorzulegen. 
Die den Mitgliedstaaten gezahlten Vorschüs-
se werden global auf die vorerwähnten Mit-
telbindungen angerechnet, deren Betrag 
nicht überschritten werden darf. 
Auf die Zahlungsverbuchung der Ausgaben, 
welche die Mitgliedstaaten mit Hilfe der ih-
nen von der Kommission als Vorschuß zur 
Verfügung gestellten Mittel vornehmen, so-
wie den Rechnungsabschluß finden die Arti-
kel 97, 98 und 99 Anwendung. 

2. Die Durchführung der Mittelbindungen und 
Zahlungen für die unmittelbar von der Kom-
mission vorzunehmenden Ausgaben (insbe-
sondere bei Käufen auf dem Weltmarkt, Be-
förderung oder außergewöhnlicher Lagerung, 
Kontrollen der Qualität der gelieferten Er-
zeugnisse) unterliegt den Artikeln 32 bis 48. 

3. Die Kommission kann bis zum 28. Februar des 
folgenden Haushaltsjahres Mittelübertragun

-

gen von Artikel zu Artikel innerhalb des Ka-
pitels „Nahrungsmittelhilfe" beschließen. 

4. Übertragungen, die durch die Schwankungen 
der Teile der bei den Kapiteln des EAGFL- 
Abteilung Garantie bzw. an  Nahrungsmittel-
hilfe zu verbuchenden Ausgaben im Ver-
gleich zu den bewilligten Mitteln erforderlich 
geworden sind, unterliegen Artikel 101 Ab-
satz 3." 

ABSCHNITT V 

Rechnungsprüfung 

Artikel 117 
„ 1. Der Rechnungshof der Gemeinschaften 

nimmt anhand der Rechnungsunterlagen und 
erforderlichenfalls an Ort und Stelle die buch-
mäßige und finanzielle Prüfung der Rechnun-
gen, Rechnungsbelege und sonstigen bei den 
Empfängern der Gemeinschaftshilfe verfüg-
baren Unterlagen für die Vorhaben oder Ak-
tionen vor. 

2. Die Prüfungen, die der Rechnungshof auf 
dem Hoheitsgebiet der begünstigten Staaten 
oder der Staaten, in deren Hoheitsbereich 
sich die Empfänger befinden, vorzunehmen 
beabsichtigt, können nur im Einvernehmen 
mit den zuständigen Behörden dieser Staaten 
durchgeführt werden. Sie beschränken sich 
auf die Kontrollmodalitäten, die im Rahmen 
der für die Gemeinschaftshilfe geltenden Be-
stimmungen angewandt werden, und nicht 
auf die Durchführungsmodalitäten, die in den 
Zuständigkeitsbereich des nationalen Anwei-
sungsbefugten fallen."  

63. Artikel 103 wird Artikel 118, 
Artikel 104 wird Artikel 119, 
Artikel 105 wird Artikel 120, 
Artikel 106 wird Artikel 121, 
Artikel 107 wird Artikel 122. 

64. Artikel 108 wird Artikel 123 und erhält folgende 
Fassung: 
„ 1. Die in den Haushaltsplan für das Haushalts-

jahr 1976 und in die Haushaltspläne für frühe-
re Haushaltsjahre eingesetzten Mittel der Ab-
teilung Ausrichtung des Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft werden wie folgt übertragen: 

a) Handelt es sich dabei um Zahlungen, die 
auf Grund eingegangener Zahlungsver-
pflichtungen geschuldet werden, so wer-
den sie während eines Zeitraums von fünf 
Jahren, der am 31. Dezember des Haus-
haltsjahres beginnt, in dem sie gebunden 
wurden, automatisch übertragen. 

b) Nach Ablauf dieses Zeitraums kann die 
Kommission vor dem .1. Februar dem Rat 
die Liste der weiterhin gebundenen Mittel, 
deren Übertragung mit ordnungsgemäßer 
Begründung beantragt wird, vorlegen und 
sie dem Europäischen Parlament übermit- 
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tein. Der Beschluß wird gemäß Artikel 6 
Absatz 3 Unterabsatz 2 gefaßt. 

2. Die Bedingungen für die Verwendung der 
ECU bei den Einnahmen und Ausgaben un-
terliegen den in Artikel 121 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen." 

65. Artikel 109 wird Artikel 124. 

66. Artikel 110 wird Artikel 125. 

Artikel 2 

„1. Die in den Artikeln 18, 19, 23, 24, 32, 33, 34, 37, 41, 
42, 48, 49, 51, 54, 56, 59, 60, 66, 70, 94 und 108 
vorkommenden Bezugnahmen auf Artikel 106 
(Durchführungsbestimmungen) gelten als Bezu-
gnahmen auf Artikel 121. 

2. In der derzeitigen französischen Fassung der 
Haushaltsordnung wird die Bezeichnung „As-
semblée" (die Versammlung) ersetzt durch die 
Bezeichnung „Parlement" (das Parlament)." 

Artikel 3 

„Die Bezugnahmen auf die Haushaltsordnung vom 
21. Dezember 1977 gelten als Bezugnahmen auf die 
entsprechenden Bestimmungen in der durch die vorlie-
gende Verordnung geänderten Form."  

Artikel 4 

„Diese Haushaltsordnung tritt am 	  
in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat." 
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I. Einleitung 

Die derzeitige Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften wurde am 
21. Dezember 1977 erlassen und trat am 1. Januar 1978 
in Kraft. Seit diesem Zeitpunkt wurden drei Ände-
rungsvorschläge hierzu vorgelegt: 
1. Der erste Vorschlag 1 ) betraf die Änderung einiger 

Bestimmungen über die Forschungsmittel, die Mit-
telübertragungen aus früheren Haushaltsjahren 
und die Eingliederung der Anleihe- und Darlehens-
operationen in den Haushaltsplan. 
Der Rat hat die beiden ersten Teile dieses Vor-
schlags mit Beschluß vom 25. Juni 1979 2)  geneh-
migt. Trotz sehr eingehender Erörterungen hat er 
jedoch über den dritten Teil — Einbeziehung der 
Anleihe- und Darlehensoperationen in den Haus-
haltsplan — bis jetzt noch nicht beschließen können. 

2. Der zweite Änderungsvorschlag wurde am 23. April 
1979 vorgelegt 3). Er betraf die Verkürzung des 
„Verbuchungszeitraums" für den EAGFL, Abtei-
lung Garantie. Dieser Vorschlag, der vom Parla-
ment befürwortet worden war, wurde jedoch von 
der Kommission mit Beschluß vom 14. Februar 1980 
zurückgezogen, weil der Rechnungshof einigen der 
vorgeschlagenen Änderungen nicht zustimmen 
konnte und der vorliegende Vorschlag für eine all-
gemeine Änderung sich bereits in Ausarbeitung 
befand. 

3. Der dritte Änderungsvorschlag wurde am 
13. Dezember 1979 4) vorgelegt und betraf die Erset-
zung der ERE durch die ECU im Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Gemeinschaften. Zum Zeit-
punkt der Ausarbeitung des vorliegenden Vor-
schlags hatte der Rat noch nicht hierüber beschlos-
sen, obwohl über seinen positiven Standpunkt prak-
tisch kein Zweifel besteht. 

Da die Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 
nunmehr drei Jahre lang angewandt worden ist, 
kommt ihr Artikel 107 zur Anwendung, der folgendes 
bestimmt: 

„Alle drei Jahre überprüfen das Europäische Parla-
ment und der Rat diese Haushaltsordnung anhand 
eines Vorschlags der Kommission ...". 

Indem sie den vorliegenden Änderungsentwurf vor-
legt, erfüllt die Kommission also die Aufgabe, die ihr in 
dem zitierten Artikel für die genannte Frist übertragen 
worden ist. 
Nach Ansicht der Kommission hat sich die derzeitige 
Haushaltsordnung insgesamt als ein angemessenes 
Instrument für die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans erwiesen. 
Zu berücksichtigen ist jedoch, daß der Haushaltsplan 
ein Stück Leben ist, daß sein Inhalt sich in ständiger 
Entwicklung befindet, daß die Beziehungen zwischen 
den von der Aufstellung und Ausführung des Haus-
haltsplans betroffenen Organen im Laufe der Jahre 
erfahrungsgemäß neue Faktoren hervorbringen und 

1) siehe ABl. EG Nr. C 160 vom 7. Juli 1978 
2) siehe ABI.  EG Nr. L 160 vom 28. Juni 1979 
3) siehe ABl. EG Nr. C 116 vom 9. Mai 1979 
5) siehe ABl. EG Nr. C 55 vom 5. März 1980 

daß schließlich die Ausführung des Haushaltsplans 
sowohl in technischer Hinsicht als auch in bezug auf 
die politische Kontrolle gewisse Ergänzungen oder 
Klarstellungen im Wortlaut der Haushaltsordnung 
erfordert. Diese verschiedenen Gründe waren maß-
geblich für die Ausarbeitung des vorliegenden Ände-
rungsvorschlags. 
Die von der Kommission vorgeschlagenen Änderun-
gen betreffen folgende Punkte: 

A. Symmetrie zwischen den Haushaltsbefugnissen der 
Organe 

Verschiedene Bestimmungen der Haushaltsordnung 
von 1977 hatten es ermöglicht, die sich aus der Ände-
rung des Vertrages vom 22. Juli 1975 ergebende 
Symmetrie fast in vollem Umfang herzustellen. Ein 
Bereich jedoch war nicht angepaßt worden: bei den 
Mittelübertragungen aus früheren Haushaltsjahren 
liegt die endgültige Entscheidung nach wie vor aus-
schließlich beim Rat. Die Kommission schlägt daher 
vor, auch in diesem Bereich durch die Unterscheidung 
zwischen obligatorischen und nichtobligatorischen 
Ausgaben Gleichgewicht herzustellen. 

B. Besondere Bestimmungen über die Beihilfen an 
Länder außerhalb der Gemeinschaft 

Die allgemeinen Bestimmungen der derzeitigen Haus-
haltsordnung bieten keine Möglichkeit, den besonde-
ren Erfordernissen der Abwicklung bestimmter Beihil-
fen an Länder außerhalb der Gemeinschaft Rechnung 
zu tragen, insbesondere dann nicht, wenn es sich um 
Beihilfen handelt, die im Rahmen der mit bestimmten 
Mittelmeer-Ländern geschlossenen Protokolle gewährt 
werden. 

Die Haushaltsordnung muß daher durch eine Reihe 
einschlägiger Sonderbestimmungen ergänzt werden. 

C. Notwendigkeit der Einführung einer Reihe von tech-
nischen Verbesserungen und zusätzlichen Klarstel-
lungen 

Die Erfahrung der letzten Haushaltsjahre hat gezeigt, 
daß verschiedene Tatbestände von der derzeitigen 
Haushaltsordnung nicht erschöpfend erfaßt werden 
und daß manche Bestimmungen auf jeden Fall verbes-
sert werden könnten. Es handelt sich insbesondere um 
die Darstellung des Haushaltsplans, die Bestimmung 
über die Mittelübertragungen innerhalb des Haus-
haltsplans, die vorläufigen Zwölftel und die Mittel-
übertragungen aus früheren Haushaltsjahren. Die 
Kommission legt daher zu diesen Punkten eine Reihe 
von Vorschlägen vor. 

D. Anpassung verschiedener Daten und Fälligkeitster-
mine 

Nach Ansicht der Kommission ist zur Herstellung bes-
serer Voraussetzungen für die Durchführung des Ver-
fahrens der Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 
die Anpassung einiger Daten und Fälligkeitstermine 
erforderlich. Sie legt diesbezügliche Vorschläge vor. 
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E. Maßnahmen im Anschluß an die Stellungnahme des 
Rechnungshofes vom 13. Juni 1978 

Der Rechnungshof, der gerade zum Zeitpunkt der Ver-
abschiedung der Haushaltsordnung von 1977 einge-
setzt wurde, konnte seinerzeit lediglich eine unvoll-
ständige Stellungnahme hierzu abgeben. 

Es war jedoch vereinbart worden, daß er später eine 
endgültige Stellungnahme erarbeiten wollte. Diese 
Stellungnahme wurde am 13. Juni 1978 verabschiedet. 
Die Kommission führt daher in dem vorliegenden Vor-
schlag die Maßnahmen auf, die sie im Anschluß an 
diese Stellungnahme zu treffen gedenkt. 

F. Verschiedene Anpassungen 

Die Kommission hält es schließlich für zweckmäßig zu 
einer Reihe von Artikeln verschiedene Verbesserun-
gen vorzuschlagen, um die bisherige Fassung durch 
einen genaueren Wortlaut zu ersetzen. 

II. Analytische Darstellung der vorgeschlagenen Än-
derungen 

A. Symmetrie der Befugnisse: Dem Parlament ist die 
Entscheidungsbefugnis für die nichtautomatischen 
Mittelübertragungen im Bereich der nichtobligatori-
schen Ausgaben zuzuerkennen 

Als die Kommission am 19. Mai 1976 - Dok. KOM(76) 
210 endg. — den vorhergehenden Vorschlag zur allge-
meinen Änderung der Haushaltsordnung vorgelegt 
hatte, verfolgte sie insbesondere das Ziel, eine Reihe 
von Bestimmungen der Haushaltsordnung anzupas-
sen, um die Verteilung der Befugnisse auf die beiden 
Zweige der Haushaltsbehörde besser zum Ausdruck zu 
bringen. Es wurden hierbei insbesondere die Bestim-
mungen über die Verfahren zur Genehmigung der 
Haushaltsübertragungen innerhalb des Haushalts-
plans angepaßt. 

Im Hinblick auf die Symmetrie hätte die Kommission 
schon damals ähnliche Bestimmungen für den Bereich 
der nichtautomatischen Übertragungen aus früheren 
Haushaltsjahren vorgelegt, wenn sie nicht — aus Grün-
den, die vom Rat und vom Parlament allerdings nicht 
anerkannt wurden — eine andere Lösung gewählt 
hätte, die darin bestand, keine nichtautomatischen 
Mittelübertragungen aus früheren Haushaltsjahren 
mehr vorzunehmen (siehe Artikel 6 Absatz 3 b) erster 
Gedankenstrich des Vorschlags von 1976). 

Im Verlauf der Debatte haben sich der Rat und das 
Parlament infolgedessen von dem Vorschlag der Korn-
mission distanziert, und indem sie die Möglichkeit der 
Vornahme nichtautomatischer Mittelübertragungen 
wiederherstellten, haben sie praktisch ganz einfach die 
während der Geltungsdauer der Haushaltsordnung 
von 1973 geltenden Bestimmungen weiter angewandt, 
nach denen die Entscheidungsbefugnis über die nicht-
automatischen Mittelübertragungen ausschließlich 
beim Rat liegt. 

Nach Ansicht der Kommission besteht hier ein Mangel 
an Zusammenhang, dem abgeholfen werden muß. Die 
Kommission schlägt daher eine entsprechende Ände-

rung des betreffenden Textes vor (siehe Artikel 6 
Absatz 4) mit dem Ziel, daß — analog zu den einschlägi-
gen Verfahren, sowohl zur Aufstellung und Feststel-
lung des Haushaltsplans als auch für die Beschlüsse 
über die Mittelübertragungen — dem Parlament die 
Entscheidungsbefugnis über die nichtautomatischen 
Mittelübertragungen im Bereich der nichtobligatori-
schen Ausgaben übertragen wird. 

B. Neue Sonderbestimmungen für die an Länder 
außerhalb der Gemeinschaft gewährten Beihilfen 

In der derzeitigen Haushaltsordnung sind Sonderbe-
stimmungen für die Bereiche vorgesehen, für die die 
allgemeinen Bestimmungen nicht ausreichen. Das trifft 
zur Zeit auf die drei folgenden Bereiche zu: Forschung 
(Titel VII), Abteilung Garantie (Titel VIII) und Nah-
rungsmittelhilfe (Titel IX).  

Die Sonderbestimmungen sind erforderlich, um die 
bereichsspezifischen Besonderheiten bei der Ausfüh-
rung des Haushaltsplans in angemessener Weise zu 
berücksichtigen. 

Vor einigen Jahren sind für die mit einigen Ländern 
des Mittelmeerraums unterzeichneten Protokolle sowie 
für die nichtassoziierten Entwicklungsländer Mittel in 
den Haushaltsplan eingestellt worden. Aus diesem 
Grunde wird nunmehr eine Ergänzung der derzeitigen 
Haushaltsordnung erforderlich, denn die spezifischen 
Merkmalen der Mittelverwendung muß durch Sonder-
bestimmungen Rechnung getragen werden. 

Zu diesen Merkmalen gehören: die geographische 
Lage der betreffenden Länder, die Art der Beihilfen 
(Zuschüsse, Sonderdarlehen, Zinsverbilligungen usw.), 
die für diesen Bereich neu geschaffene dezentrale Ver-
waltungsstruktur, die Sonderbedingungen für die Auf-
tragsvergabe usw. Sie werden in den allgemeinen 
Bestimmungen der Haushaltsordnung nicht angemes-
sen berücksichtigt, so daß entsprechende Sonderbe-
stimmungen vorgesehen werden müssen. 

Die künftigen Sonderbestimmungen (vgl. beiliegen-
den Vorordnungsentwurf) sollen folgende Aspekte be-
rücksichtigen: 
1. Grundsätzliche Fragen (Artikel 102 bis 104); 

2. Definition und Zuständigkeit der bereichsspezifi-
schen ausführenden Organe (Hauptanweisungsbe-
fugter, Anweisungsbefugter des Mitgliedstaats, 
Delegierter der Kommission, Zahlstelle (Artikel 105 
bis 108); 

3. Sonderbedingungen für die Auftragsvergabe (Arti-
kel 109 bis 115); 

4. Kontrollmodalitäten (Artikel 117). 

Artikel 20 mit den grundlegenden Bestimmungen über 
die Rechnungsführer wird geändert und erhält einen 
Hinweis auf den neuen Artikel 108, durch den die für 
den jeweiligen Bereich erforderliche Zahlstelle festge-
legt wird. 

Der Rat hat bereits bei der Aufstellung seiner „gemein

-

samen Leitlinie" 5) für die Entwürfe der Grundverord- 

5) Vgl. Dok. S/1311/78 (MED. 17) (FIN 105) vom 20. Juli 1978 
und T/708/78 (NS) (NT) (P) (FIN) vom 13. September 1978 
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nungen über die Anwendung der Finanzprotokolle 
anerkannt, daß die Haushaltsordnung geändert wer-
den muß, um Sonderbestimmungen für diesen Bereich 
aufzunehmen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist die 
Konzertierung mit dem Parlament über die Verord-
nungsentwürfe aber noch nicht abgeschlossen. 

Infolgedessen muß diese Lücke in der derzeitigen 
Haushaltsordnung geschlossen werden. 

Es erscheint angebracht, darauf hinzuweisen, daß die 
Bestimmungen, denen zum größten Teil die Finanzre-
gelung des EEF zugrunde liegt, den geeigneten Rah-
men für den EEF abgeben dürfte, sobald dieser eben-
falls in den Haushaltsplan aufgenommen wird. 

C. Sachliche Verbesserungen und ergänzende Erläu-
terungen 

Die Kommission ist anhand der konkreten Erfahrungen 
der letzten Haushaltsjahre davon überzeugt, daß die 
jetzige Fassung unter Berücksichtigung der vorste-
hend erwähnten Aspekte geändert bzw. ergänzt wer-
den muß. 

1. Verbesserte Darstellung der Haushaltsansätze 

Die Kommission hält es für zweckmäßig, folgende 
Neuerungen vorzuschlagen: 

a) Darstellung der Verpflichtungsermächtigungen 

Für viele Haushaltsbereiche, in denen mehrjährige 
Aktionen durchgeführt werden, werden die Mittel in 
Form von Verpflichtungsermächtigungen und Zah-
lungsermächtigungen veranschlagt. Die Verpflich-
tungsermächtigungen dienen dazu, die Deckung der 
Gesamtausgaben für eine bestimmte mehrjährige 
Maßnahme bereits in dem Haushaltsjahr zu gewährlei-
sten, in dem die Maßnahme eingeleitet wird. Folglich 
geben die Verpflichtungsermächtigungen Auskunft 
über die tatsächliche Höhe der von der Gemeinschaft 
für eine bestimmte Maßnahme bewilligten Mittel. 

Die Verpflichtungsermächtigungen sind zur Zeit im 
Haushaltsplan lediglich auf der rechten Seite in der 
Rubrik „Erläuterungen" zu finden. Wie die Erfahrung 
der letzten Jahre gezeigt hat, ist diese Form der Dar-
stellung unter mehreren Gesichtspunkten nicht ausrei-
chend, da sie nicht die erwünschte budgetäre Transpa-
renz gewährleistet. 

Die Verpflichtungsermächtigungen müssen deutlich 
sichtbar gemacht werden, damit sie addiert und zu 
verschiedenen Zwecken einzeln und insgesamt beur-
teilt werden können. Sie sind eine Besonderheit des 
Haushaltsplans, die auch besonders hervorgehoben 
werden muß (insbesondere mit dem Ziel, die Auswir-
kungen und die Tragweite des Haushaltsplans sowie 
die verschiedenen Berechnungen bezüglich des 
Höchstsatzes lückenlos beurteilen zu können). 

Die Kommission sah sich aus diesem Grunde bei der 
Einbringung der Haushaltsvorentwürfe in den letzten 
Haushaltsjahren veranlaßt, in Band 7 (allgemeine Ein-
leitung) die budgetären Auswirkungen insgesamt und 
nach Bereichen getrennt unter dem Aspekt der Ver-
pflichtungen darzustellen. 

Die Kommission schlägt vor, künftig die Verpflich-
tungsermächtigungen auf der linken Seite des Haus-
haltsplans erscheinen zu lassen. Eine neue drucktech-
nische Darstellung ist bereits vorgesehen (vgl. Schema 
in Anlage I). 

Diese Änderung, die unzweifelhaft einen Fortschritt 
sowohl in bezug auf die haushaltstechnische als auch 
die politische Aufmachung des Haushaltsplans darstel-
len würde, steht im Einklang mit Artikel 1 Absatz 3 und 
Artikel 16 Absatz 2 b) erster Gedankenstrich. 

b) Ermittlung der in die Spalte „Ausgaben" (des Haus-
haltsjahres n-2) einzusetzenden Beträge 

Im Haushaltsplan sind vorwiegend zu Vergleichszwek-
ken außer den Mitteln für das jeweilige Haushaltsjahr 
die für das unmittelbar vorangehende Haushaltsjahr 
(= Haushaltsjahr n-1) bewilligten Mittel und gemäß 
Artikel 16 Absatz 2 ba) die „tatsächlichen Ausgaben 
des letzten abgeschlossenen Haushaltsjahres" (= 
Haushaltsjahr n-2) aufgeführt. 

In den letzten Haushaltsjahren wurde die Erfahrung 
gemacht, daß diese Bestimmung nicht eindeutig genug 
ist, weil man nicht weiß, wie die „Ausgaben" – je 
nachdem, ob sie unter die getrennten Mittel oder die 
nichtgetrennten Mittel fallen – berechnet werden, da 
ein einheitliches Vorgehen wegen der Verschiedenar-
tigkeit der Mittel nicht möglich ist. Die Haushaltsbe-
hörde ist ebenfalls zu dieser Feststellung gelangt. 

Außerdem gilt es, im derzeitigen System eine Lücke zu 
schließen, da Vorschriften nur für die Zahlungen nicht 
aber für die Ausführung der Verpflichtungsermächti-
gungen bestehen. 

Der beiliegende, geänderte Entwurf einer Verordnung 
enthält daher neue Bestimmungen, in denen Artikel 16 
Absatz ba) letzter Gedankenstrich genauer gefaßt und 
erweitert wurde. In bezug auf die nichtgetrennten Mit-
tel wird die bisherige Praxis bestätigt. Für die getrenn-
ten Mittel werden dagegen neue Bestimmungen vor-
geschlagen, um die bestehende Lücke zu schließen 
und zu gewährleisten, daß die Ausführung der Mittel-
ansätze des Haushaltsjahres n-2 in angemessener 
Weise aus dem Haushaltsplan zu ersehen ist. 

2. Neue Bestimmungen über die Mittelübertragungen 

Der Haushaltsplan ist ein Instrument zur Vorausschät-
zung und Bewilligung der Ausgaben. Man sollte sich 
jedoch zwei Punkte von grundlegender Bedeutung 
vergegenwärtigen: 
— Die Haushaltsvoranschläge werden im günstigsten 

Falle etwa 8 und im Höchstfalle etwa 20 Monate vor 
dem Zeitpunkt aufgestellt, an dem eine bestimmte 
Ausgabe getätigt wird. Es liegt daher auf der Hand, 
daß in bezug auf die Genauigkeit der Mittelansätze 
im Haushaltsplan je nach Bereich mit unterschiedli-
chen Schwankungsbreiten zu rechnen ist. Anpas-
sungen im Laufe des Haushaltsjahres sind also im 
Prinzip völlig normal. 

- Ferner ist der Haushaltsplan, abgesehen von dem 
vorstehend erwähnten rein sachlichen Aspekt kein 
statistisches Instrument. Während des Haushalts-
jahres können politische Entwicklungen eintreten, 
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die bei den laufenden Maßnahmen Umorientierun-
gen zweckmäßig erscheinen lassen. 

Die Mittelübertragungen sind der normale Weg, um 
den Haushaltsplan an die tatsächlichen Gegebenhei-
ten anzupassen. Deshalb müssen die Bestimmungen 
über die Mittelübertragungen so genau und so voll-
ständig wie möglich abgefaßt werden, damit das Ver-
fahren die ihm zugedachte Rolle spielen kann. 

Die derzeitigen Bestimmungen über die Mittelübertra-
gungen in Artikel 21 der Haushaltsordnung weisen 
zweierlei Mängel auf, die abgestellt werden müßten: 
a) Erstens müßten die derzeitigen Bestimmungen prä-

zisiert werden. Im einzelnen wären die Modalitäten 
für folgende Mittelübertragungen – falls sie erf or-
derlich werden sollten – genau festzulegen. Es geht 
um die 
- restlichen Verpflichtungsermächtigungen, deren 

Übertragungen ganz offensichtlich ermöglicht 
werden müßten. Die Verpflichtungsermächti-
gungen „leben" zwei Jahre, und was im ersten 
Jahr möglich ist, sollte auch im zweiten gehen; 

— aus dem vergangenen Jahr automatisch übertra-
gene Zahlungsermächtigungen (unabhängig da-
von, ob es sich um nicht getrennte Mittel oder 
Zahlungsermächtigungen aus dem Bereich der 
getrennten Mittel handelt). Wenn man nämlich 
den Rahmen für eine möglichst gute und ratio-
nelle Ausführung des Haushaltsplans schaffen 
will, kann man nicht darauf verzichten, bei Be-
darf in bestimmten Fällen auch noch vorhandene 
Mittel aus dem Vorjahr zu übertragen. 

— Mittelübertragungen zwischen dem Bereich der 
nichtgetrennten Mittel und dem Bereich der ge-
trennten Mittel: Eine solche Möglichkeit dürfte 
sich bei der praktischen Ausführung des Haus-
haltsplans als sehr zweckmäßig erweisen. 

Es geht also darum, die rein sachlichen Mängel der 
derzeitigen Fassung zu beheben und gleichzeitig 
die Rahmenbedingungen zu vervollständigen, um 
positive Voraussetzungen für die Haushaltspolitik 
und die Ausführung des Haushaltsplans als Ganzes 
zu schaffen. Im Hinblick darauf müßten nach Mei-
nung der Kommission alle technischen Hemmnisse 
beseitigt werden, die die Gemeinschaft in ihrer 
Tätigkeit beeinträchtigen könnten. 

b) Zweitens lassen rein rationale Erwägungen die 
Neuverteilung der Entscheidungsbefugnisse auf die 
Kommission und die Haushaltsbehörde als vorteil-
haft erscheinen. Es dürfte sich als zweckmäßig 
erweisen, die Kommission selbst über die Übertra-
gung von Zahlungsermächtigungen im Bereich der 
getrennten Mittel entscheiden zu lassen. Diese Mit-
telübertragungen haben keinerlei politische Bedeu-
tung, da die wahre Dimension der Gemeinschafts-
beteiligung in den Mittelbindungen zum Ausdruck 
kommt. Ihr Zweck ist lediglich eine Anpassung der 
zwangsläufig ungenauen Vorausschätzungen an 
die Entwicklung der Kassenmittel, die für die fälli-
gen Zahlungen benötigt werden. Angesichts der 
schwerfälligen und kostspieligen Verfahren ist es 
daher überflüssig und unzweckmäßig, diese Mittel-
übertragungen von der Haushaltsbehörde geneh-

migen zu lassen, zumal diese im vorliegenden Falle 
in der Sache keine echten Befugnisse wahrzuneh-
men hat. 
Ähnlich verhält es sich auch mit den Mittelübertra-
gungen im Bereich des EAGFL, Abteilung Garantie. 
Bekanntlich handelt es sich bei diesen Mittelüber-
tragungen nicht im eigentlichen Sinne um Mittel-
übertragungen „zur Ermächtigung" , denn mit 
ihnen ist keine Ermächtigung zur Leistung von Aus-
gaben verbunden, da die Ausgaben durch die 
Agrarmarktordnungen für die verschiedenen Berei-
che begründet werden. Es handelt sich also in Wirk-
lichkeit um Mittelübertragungen „zur Regulie-
rung", wie sich anhand von zwei Besonderheiten 
der Abteilung Garantie des EAGFL nachweisen 
läßt: 
— einerseits ergibt sich die Höhe der Ausgaben des 

EAGFL, Abteilung Garantie, nicht aus den Mit-
telzuweisungen im Haushaltsplan, die ja für die-
sen Bereich zwangsläufigerweise nur ungenau. 
sein können, sondern aus den Grundverordnun-
gen für die verschiedenen Marktorganisationen. 
Wenn die Ausgaben auch rein formell – und nur 
formell – .durch den Haushaltsplan genehmigt 
wurden, so besteht die tatsächliche Rolle des 
Haushalts hier eher darin, die Ausgabe wieder-
zugeben, zu registrieren. 

— Darüber hinaus ist in verfahrens- und verwal-
tungstechnischer Hinsicht noch folgendes zu be-
rücksichtigen: nach der geltenden Regelung 
werden die Ausgaben im Rahmen der globalen 
Zuschüsse zunächst von den Mitgliedstaaten ge-
tätigt und nach einer gewissen Zeit (durch-
schnittlich nach zwei bis drei Monaten) dem Ge-
meinschaftshaushalt angelastet. Mit Hilfe der 
Mittelübertragungen können also, a poste riori , 
buchungstechnisch die unvermeidlichen Un-
stimmigkeiten von den Mittelansätzen korrigiert 
werden. 
Die Kommission bekräftigt, daß sie an der Rolle 
festhält, die ihr aufgrund der geltenden Regeln 
in bezug auf die Verwaltung und Überwachung 
der Abteilung Garantie sowie die laufende Un-
terrichtung der Haushaltsbehörde über die Ent-
wicklung der Lage übertragen wurden und hält 
es für zweckmäßig vorzuschlagen, daß sie aus 
den vorstehend genannten Gründen ermächtigt 
wird, über die betreffenden Mittelübertragun-
gen selbst zu entscheiden 6). 

Die Kommission schlägt vor, die Artikel 21, 101 und 
116 der Haushaltsordnung entsprechend zu ändern. 
Sie hält es wegen der Komplexität der Übertra-
gungsverfahren für nützlich, die derzeitige Lage 
und die künftige Lage (nach Verwirklichung ihrer 
Vorschläge) anhand einer Übersicht in Anlage II zu 
verdeutlichen. 

3. Ergänzende Erläuterungen zur Durchführung des 
Systems der Zwölftel 

Aufrund der Erfahrungen, die im Anschluß an die 
Zurückweisung des Haushaltsentwurfs durch das Par- 

6) Einige ergänzende Ausführungen sind bei Punkt D 3 b) zu 
diesem Thema zu entnehmen. 
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lament im Dezember 1979 während des ersten Halb-
jahres 1980 gemacht werden mußten, erscheint es 
angebracht, die derzeitige Fassung des Artikels 8 der 
Haushaltsordnung zu präzisieren und zu erläutern. Die 
Kommission hält es für notwendig, Zusatzbestimmun-
gen vorzuschlagen, mit deren Hilfe gegebenenfalls die 
Anwendung des Systems der vorläufigen Zwölftel 
künftig erleichtert werden kann. 

Die Zusatzbestimmungen lassen sich wie folgt zusam-
menfassen: 

a) Gleichstellung der „globalen vorläufigen Mittelbin-
dungen" des EAGFL Garantie mit den ,,Mittelbin-
dungen" gemäß Artikel 8 

 

Es wird vorgeschlagen, die „globalen vorläufigen Mit-
telbindungen" gemäß Artikel 96 – wie es bereits im 
ersten Halbjahr 1980 praktiziert wurde – ausdrücklich 
den „Mittelbindungen" gemäß Artikel 8 Absatz 2 a) 
gleichzustellen. Es ist eine berechtigte Forderung, die 
Abteilung Garantie nicht von der Anwendung der für 
die Mittelbindungen in allen Haushaltsbereichen gel-
tenden haushaltstechnische Verfahren auszuschließen. 
Die Tatsache, daß es sich bei den „globalen vorläufi-
gen Mittelbindungen" der Abteilung Garantie um Vor-
schüsse an die Mitgliedstaaten handelt, hat keinen 
Einfluß auf das allgemeine Prinzip, das dieser Bestim-
mung der Haushaltsordnung zugrunde liegt und 
wonach die Mittelbindung dazu bestimmt ist, die Ein-
leitung einer Maßnahme zu ermöglichen. Aus diesem 
Grunde soll bereits im Januar über ein Viertel der 
Verpflichtungsermächtigungen verfügt werden kön-
nen. Mit den Vorschüssen des EAGFL, Abteilung 
Garantie, wird im Grunde genommen das gleiche Ziel 
verfolgt, denn sie sollen es den Mitgliedstaaten ermög-
lichen, Zahlungen nach Maßgabe des Finanzbedarfs 
zu leisten. 

b) Festlegung der zweiten Bezugsgröße im Hinblick auf 
die Ermittlung der „doppelten Begrenzung" beim 
Fehlen eines Haushaltsplans 

Das System der vorläufigen Zwölftel beruht auf dem 
Prinzip der „doppelten Begrenzung" . Demzufolge ist 
bis zur Feststellung des Haushaltsplans bei der Bewirt-
schaftung der Mittel eines jeden Haushaltskapitels 
versorglich von dem niedrigeren der beiden folgenden 
Beträge auszugehen und zwar 
— entweder von dem im Haushaltsplan des vorange-

henden Haushaltsjahres 
— oder von dem im noch nicht verabschiedeten Haus-

haltsplan (Vorentwurf oder Entwurf) eingesetzten 
Betrag 

Aus der Einhaltung dieses Grundsatzes ergeben sich 
zwei Konsequenzen: 
— Es ist ausgeschlossen, daß im Falle der Ablehnung 

des Haushaltsentwurfs ausschließlich vom Haushalt 
des vorangehenden Haushaltsjahres ausgegangen 
werden kann, da dann die zweite Begrenzung 
außer acht gelassen würde und gewisse Risiken 
entstünden; 

— es muß genauer als in der derzeitigen Haushaltsord-
nung gesagt werden, welches Dokument (Stadium 
des Verfahrens) insbesondere bei der Ablehnung 

des Haushaltsentwurfs als zweite Begrenzung 
anzusehen ist. 

Zur Klärung dieser Fragen schlägt die Kommission vor, 
entsprechende Bestimmungen in die neuen Absätze 3 
und 4 des Artikels 8 aufzunehmen. Darüber hinaus ist 
es zweckmäßig darauf hinzuweisen, daß das System 
der Zwölftel – im Interesse der Stabilität der Mittelbe-
wirtschaftung – keinen Schwankungen unterliegen 
und sich nicht weiterentwickeln darf, da sich die 
Grunddaten nicht je nach dem Stand des Haushalts-
verfahrens ändern können. Die  Daten, die am Ende des 
Haushaltsjahres Gültigkeit hatten, bleiben bei der 
Anwendung des Systems der vorläufigen Zwölftel 
unverändert  bis zu dem Zeitpunkt gültig, an dem der 
Haushaltsplan festgestellt wird. Das ist der Sinn des 
Textzusatzes in Artikel 8 Absatz 3. 

c) Erläuterungen zum System der vorläufigen Zwölftel 

In Artikel 8 Absatz 5 werden Ergänzungen auf genom-
men,  die sich nach den Erfahrungen mit der prakti-
schen Anwendung des Systems der vorläufigen Zwölf-
tel im Jahre 1980 als notwendig erwiesen haben. Es 
erscheint nützlich festzulegen, 
— daß die Haushaltsbehörde sowohl für Mittelbindun-

gen als auch für Zahlungen über die durch die 
geltenden Bestimmungen automatisch bewilligten 
Zwölftel hinaus weitere Zwölftel genehmigen kann; 

— daß zusätzliche Zwölftel nur als Ganzes genehmigt 
werden können und nicht teilbar sind. 

d) Mittelübertragungen zwischen den verfügbaren 
Dotierungen 

Bei der Anwendung des Systems der vorläufigen 
Zwölftel hat sich 1980 in der Praxis gezeigt, daß eine 
Anpassung der im Rahmen dieses Systems verfügba-
ren Mittel in Ausnahmefällen die einzige Möglichkeit 
ist, um besondere Situationen angemessen zu bewäl-
tigen. 

Die Kommission geht vorwiegend von pragmatischen 
Erwägungen aus. Es ist einleuchtend, daß der Sinn des 
Systems der vorläufigen Zwölftel darin besteht, den 
Fortgang der Tätigkeit bis zur Feststellung des Haus-
haltsplans zu gewährleisten. Das System der vorläufi-
gen Zwölftel darf sich daher auf keinen Fall lähmend 
auswirken, da dies mit dem Zweck einer vorsorglichen 
Maßnahme, den Fortgang zu sichern, unvereinbar 
wäre. Die Kommission schlägt vor, eine Anpassung der 
verfügbaren Mittel in der Weise zu ermöglichen, daß 
die Anpassungen verfahrenstechnisch den Mittelüber-
tragungen gleichgestellt werden. 

Da diese Möglichkeit in der derzeitigen Fassung weder 
vorgesehen noch ausgeschlossen ist, erscheint es 
zweckmäßig, diese Lücke auszufüllen, wie es mit der 
Bestimmung in Artikel 8 Absatz 7 beabsichtigt ist. 

4. Übertragung der bei Kapitel 100 eingesetzten Mittel 
auf das nächstfolgende Haushaltsjahr 

In den letzten Jahren hat sich herausgestellt, daß es 
möglich sein müßte, Mittel des Kapitels 100 in Ausnah-
mefällen auf das nächste Haushaltsjahr zu übertragen. 
Dies ist zwar nach der derzeitigen Fassung der Haus- 



Drucksache 9/347 	Deutscher Bundestag – 9. Wahlperiode 

haltsordnung nicht ausdrücklich verboten, eine ein-
deutige Aussage läßt sich aber in den geltenden 
Bestimmungen nicht finden, so daß mehr oder weniger 
große Bedenken bestehen. 

In der Praxis kann folgender Fall eintreten: Bei Kapi-
tel 100 des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr n 
wurde in Erwartung der grundlegenden Entscheidung 
des Rates ein bestimmter Betrag eingesetzt, der 
anschließend auf die entsprechende Haushaltslinie 
übertragen werden sollte. Im Haushaltsjahr n wird der 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr n + 1 aufgestellt 
und verabschiedet. Bei diesem Verfahren wird – in der 
Annahme, daß der Betrag aus dem Haushaltsjahr n 
verfügbar bleibt – bei der gleichen Haushaltslinie ein 
Betrag für das Haushaltsjahr n + 1 zur Fortführung der 
Maßnahme eingesetzt, so daß sich die Beträge n und 
n + 1 ergänzen. Es wäre jedoch denkbar, daß der Rat 
die grundlegende Entscheidung nicht rechtzeitig tref-
fen kann oder daß die Mittel wegen der Langwierigkeit 
des Verfahrens nicht vor dem Ende des Haushaltsjah-
res übertragen werden können. In diesem Falle wür-
den die bei Kapitel 100 eingesetzten Mittel verfallen 
und der Haushaltsansatz für das Haushaltsjahr n + 1 
wäre verfälscht. 

Will  man verhindern, daß diese Situation – wie es 
bereits der Fall war – erneut eintritt und soll gewährlei-
stet werden, daß die Ziele verwirklicht werden können, 
die sich die Haushaltsbehörde mit diesen Mittelbewilli-
gungen gesetzt hatte, so muß die Möglichkeit vorgese-
hen werden, Mittel von Kapitel 100 auf das folgende 
Haushaltsjahr zu übertragen, wenn der vorstehend 
beschriebene Sonderfall eintritt. 

Es handelt sich hier um eine Frage der budgetären 
Logik. Kann eine solche vorsorgliche Maßnahme nicht 
getroffen werden, so wird im Haushaltsjahr n + 1 
entweder eine Mittelübertragung oder ein Nachtrags-
haushalt erforderlich, um die im Vorjahr bei Kapi-
te1 100 eingesetzten und verlorengegangenen Mittel 
auszugleichen. Das würde für jede der beteiligten 
Institutionen die Verfahren unnö tig erschweren. 

Da künftig – nach Beschlußfassung der Haushaltsbe-
hörde unter anderem auch Mittelübertragungen zu 
Lasten der auf das nachfolgende Haushaltsjahr über-
tragene Mittel möglich werden sollen, wirft der Vor-
schlag, die Mittel von Kapitel 100 auf das nächstfol-
gende Haushaltsjahr zu übertragen, praktisch keine 
Probleme auf. 

5. Abstimmung der Bestimmungen der Haushaltsord-
nung mit den Bestimmungen des Vertrages über 
den Jahresbericht des Rechnungshofes 

Nach Meinung der Kommission entspricht die derzei-
tige Fassung der Artikel 83 und 84 nicht den neuen 
Vertragsbestimmungen (vgl. Artikel 206 a, Absatz 4 
des EWG-Vertrages) in der Fassung des Vertrages vom 
22. Juli 1975. 
Daher werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

a) Beziehungen zwischen dem Rechnungshof und den 
Organen bei der Aufstellung des Jahresberichts 

Nach Artikel 83 der Haushaltsordnung stellt der Rech-
nungshof seinen Jahresbericht in zwei Etappen auf. 

— Nachdem ihm die Haushaltsrechnung am 1. Juni 
vorgelegt wurde, übermittelt der Rechnungshof der 
Kommission und den betroffenen Organen späte-
stens bis zum 15. Juli – 1 1/2 Monate nach Vorlage 
der Haushaltsrechnung – seine Bemerkungen dazu. 
In Wirklichkeit handelt es sich um einen Versuchs-
ballon d. h. seinen vorläufigen Bericht, der dem 
Rechnungshof dazu dient, die Reaktionen der 
Organe und ihre Antworten zu den beabsichtigten 
Bemerkungen des Rechnungshofs kennenzulernen. 

— der Rechnungshof kann dann anhand der bis zum 
31. Oktober von den Organen übermittelten Stel-
lungnahmen seinen endgültigen Bericht abfassen 
und, soweit es ihm notwendig und zweckmäßig 
erscheint, die ursprünglichen Bemerkungen abän-
dern. 

Artikel 206 a Absatz 4 erster Unterabsatz des EWG-
Vertrages lautet wie folgt: 
„Der Rechnungshof erstattet nach Abschluß eines 
jeden Haushaltsjahres einen Jahresbericht. Dieser 
Bericht wird den Organen der Gemeinschaft vorgelegt 
und im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
zusammen mit den Antworten der Organe auf die 
Bemerkungen des Rechnungshofes veröffentlicht". 

Im Vertrag ist also die Phase der „Bemerkungen" nicht 
vorgesehen. Praktisch handelt es sich hier um Vorar-
beiten zum Bericht, die in die Kompetenz des Rech-
nungshofes fallen, seine Tätigkeit selbständig zu orga-
nisieren und nach Meinung der Kommission nicht 
durch die Haushaltsordnung geregelt werden sollten. 

Es ist daher Sache des Rechnungshofes, in Zusammen-
arbeit mit den betreffenden Organen den Arbeitsab-
lauf im Hinblick auf die Erstellung des Jahresberichts 
im einzelnen festzulegen. 

Die Kommission schlägt ein System vor, das nach ihrer 
Meinung einfacher und logischer wäre: Die Kommis-
sion legt die Haushaltsrechnung am 15. April vor. Der 
Rechnungshof verfügt dann über drei Monate, um sei-
nen endgültigen Bericht aufzustellen, der folglich am 
15. Juli vorliegen dürfte. Die Organe legen bis zum 
15. Oktober ihre Antworten vor, so daß der Rechnungs-
hof, ohne auf seinen Bericht zurückzukommen, die 
Übermittlung aller Dokumente an die für die Entla-
stung zuständigen Organe und die Veröffentlichung 
im Amtsblatt einleiten kann. 

Auf diese Weise würde der vorgeschlagene neue Arti-
kel 83 mit Artikel 206a EWGV Absatz 4 völlig überein-
stimmen. Kein Passus würde mehr auf den Kompetenz-
bereich des Rechnungshofes übergreifen und die Rolle 
jedes Organs wäre unter Wahrung der Autonomie der 
Investitionen genauer umschrieben. 

b) Bemerkungen des Rechnungshofes zu besonderen 
Fragen 

In Artikel 206 a Absatz 4 zweiter Unterabsatz heißt es: 
„Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Bemer-
kungen zu besonderen Fragen vorlegen und auf 
Antrag eines Organs der Gemeinschaft Stellungnah-
men abgeben. " 

Dieser Passus wird in der derzeitigen Haushaltsord- 
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nung nicht berücksichtigt. Ebensowenig ist eine ent-
sprechende Durchführungsbestimmung vorgesehen. 

Die Kommission schlägt daher in dem beigefügten 
Verordnungsentwurf vor, geeignete Bestimmungen in 
den neuen Artikel 84 aufzunehmen, um diesen Mangel 
zu beheben und die Voraussetzungen für eine bessere 
interinstitutionelle Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
zu schaffen. 

6. Nähere Angaben über den Bereich der For-
schungstätigkeiten 

a) „Als Hinweis dienender" Charakter der in den  For-
schungsprogramm-Beschlüssen 	vorgesehenen 
Höchstbeträge 

Die Kommission hatte in ihrem am 12. Juni 19787) 
vorgelegten Entwurf zur teilweisen Änderung der 
Haushaltsordnung vorgeschlagen, in der Haushalts-
ordnung möge festgelegt werden, daß die in den Pro-
grammbeschlüssen enthaltenen Zahlen lediglich als 
Hinweis dienen sollten. Während die übrigen in die-
sem Entwurf enthaltenen Vorschläge zum Forschungs-
bereich vom Rat angenommen wurden und Anlaß für 
die am 25. Juni 1979 8 ) beschlossene Änderung gaben, 
konnte sich der Rat über diesen besonderen Aspekt 
nicht einigen. 

Die Kommission, die in diesem Punkt den vom Euro-
päischen Parlament immer wieder vertretenen Stand-
punkt teilt, hält es jedoch für erforderlich, ihren 
ursprünglichen diesbezüglichen Vorschlag aufrechtzu-
erhalten. Ihrer Ansicht nach können die in den Pro-
grammbeschlüssen enthaltenen Zahlen lediglich den 
Charakter von Schätzungen haben und dürfen für die 
Haushaltsbehörde nicht bindend sein, wenn diese die 
Haushaltspläne für die betreffenden Haushaltsjahre 
aufstellt. Die Kommission hält es daher für zweckmä-
ßig, eine entsprechende Bestimmung in Artikel 88 
Absatz 2 der Haushaltsordnung einzufügen, um für die 
Zukunft alle Zweifel zu vermeiden. 

b) Nähere Angaben über einige spezifische Ein-
nahmen 

Die Sonderstellung der Forschungstätigkeiten, denen 
bestimmte von Dritten stammende Einnahmen zuflie-
ßen, macht eine Reihe von Anpassungen der Haus-
haltsordnungen erforderlich, um diesem besonderen 
Bereich im Haushaltsplan eine angemessene Behand-
lung zu gewährleisten. 

Mit diesen Anpassungen, die folgende Bestimmungen 
betreffen 
— Artikel 3 Absatz 2 
— Artikel 6 Absatz 5 
— Artikel 73 Absatz 1 
— Artikel 88 Absätze 4 und 5 
— Artikel 91 Absätze 2 und 3 
soll eine irrige Auslegung der Verwendung der von 
Dritten stammenden Einnahmen („zweckgebundene 

7) ABL. EG Nr. 160 vom 6. Juli 1978 
8) Verordnung Nr. 1252/79 (ABL. EG Nr. L 160/1 vom 28. Juni 

1979) 

Einnahmen" bei bestimmten Haushaltsposten) insbe-
sondere der über die Haushaltsvoranschläge hinausge-
henden Einnahmen, hinsichtlich verfügbarer Zah-
lungsermächtigungen vermieden werden. 

Im Falle der Haushaltsordnung von 1973 war die Ver-
wendung der von Dritten stammenden Einnahmen 
durch nähere Angaben im Protokoll festgelegt 9). 

Seither sind dera rtige Einnahmen immer häufiger 
geworden und stammen aufgrund von Ratsbeschlüs-
sen auch aus Nicht-Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
(COST-Aktionen, Assoziierungsabkommen im Rah-
men der Fusion usw.). 

Artikel 3 enthält daher eine neue Bestimmung, um den 
Grundsatz der „zweckgebundenen Einnahme" festzu-
legen, während Artikel 6 geändert wird, um das Recht 
auf Übertragung der entsprechenden Zahlungser-
mächtigungen zu definieren. 

Die Änderungen bei Artikel 73 beziehen sich auf die 
Vorlage der Haushaltsrechnung, in der die Mehrein-
nahmen und die entsprechend den nicht in Anspruch 
genommenen Einnahmen übertragenen Mittel anzu-
weisen sind. 

Nach der am 25. Juni 1979 erfolgten partiellen Ände-
rung der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 
durfte korrekterweise nicht mehr davon ausgegangen 
werden, daß die Einnahmen zum Gegenstand einer 
Mittelbereitstellung bei den Sammelkonten, die im 
Rahmen des Programmhaushalts Durchführungsin-
strumente sind, gemacht werden können. Dagegen 
mußte darauf hingewiesen werden, daß die Leistungen 
für Rechnung Dritter faktisch ohne die eigenen Mittel 
finanzierte Programmziele sind: hierfür muß die den 
Einnahmen entsprechende Mittelbereitstellung bei 
einer Haushaltslinie erfolgen. 

Aus diesem Grund wurde Artikel 88 ergänzt, um den 
Sonderfall der Mittel, die den von Dritten stammenden 
Mehreinnahmen entsprechen, sowohl bei den Ver-
pflichtungsermächtigungen als auch bei den Zah-
lungsermächtigungen und ihre Besonderheit in bezug 
auf die Übertragung deutlich herauszustellen. 

In Artikel 91 Absatz 2 betreffend die Sammelkonten 
wurde daher der Hinweis auf die Mittelbereitstellung 
infolge von Mehreinnahmen gestrichen. 

Mit der Änderung von Artikel 91 Absatz 3 soll ein 
doppeltes Mittelbindungs- und Zahlungsverfahren 
vermieden werden: da die Ausgaben der Sammelkon-
ten bereits Gegenstand von Mittelbindungen und Zah-
lungen waren, den der Sichtvermerk des Finanzkon-
trolleurs und des Rechnungsführers erteilt wurde, ist 
die Verbuchung bei den Zielen als ein bloßer Rech-
nungsvorgang anzusehen. 

7. Anpassung der Bestimmungen über den Stellenplan 

Artikel 16 Absatz 3 wird aus den beiden folgenden 
Gründen geändert und ergänzt: 

9) P 1258 des Rates 
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a) Halbzeitbeschäftigung 

Mit Artikel 55 a des Statuts wurde die Möglichkeit 
geschaffen, bei den Europäischen Gemeinschaften 
eine Halbzeitbeschäftigung auszuüben. Von dieser 
Möglichkeit wird bei den einzelnen Organen in recht 
großem Umfang Gebrauch gemacht. 

So sind beispielsweise bei der Kommission zum Zeit-
punkt dieses Vorschlags 120 Beamte halbtags beschäf-
tigt, davon gehören etwa 70 v. H. der Laufbahngruppe 
C und etwa 15 v. H. der Laufbahngruppe LA an. 

Selbstverständlich richten sich jedoch die von der 
Haushaltsbehörde im Stellenplan bewilligten Planstel-
len nach dem Bedarf, der im einzelnen geprüft und 
begründet wird; sie sollen daher bei vollzeitlicher 
Besetzung das von jedem Organ benötigte Leistungs-
volumen garantieren. Infolgedessen büßen die Organe 
auf Grund der Halbzeitbeschäftigung gegenwärtig 
einen Teil der Leistungskapazität ein, die ihnen die 
Haushaltsbehörde sichern sollte. Bei der Kommission 
ist es beispielsweise gegenwärtig so, als ob ihr Stellen-
plan in Wirklichkeit um etwa 60 Beamte beschnitten 
wäre. 

Die Kommission hält es daher für angemessen, vorzu-
schlagen, daß die Beamten, die ihren Dienst in Halb-
zeitbeschäftigung ausüben, die im Stellenplan bewil-
ligte Planstelle nur zu 50 v. H. in Anspruch nehmen. 
Mit anderen Worten erscheint es vernünftig, daß sich 
zwei halbtags tätige Beamte eine Planstelle teilen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
die Organe gegenwärtig regelmäßig Aushilfskräfte in 
Anspruch nehmen müssen, um den durch die Halbzeit-
beschäftigung entstehenden Leistungsverlust auszu-
gleichen: eine Aushilfskraft kostet aber mehr als ein 
Beamter. 

Der Vorschlag der Kommission ist daher sowohl von 
der Verwaltungsorganisation her als auch unter dem 
Gesichtspunkt der Billigkeit und der wirtschaftlichen 
Haushaltsführung gerechtfertigt. 

b) Überarbeitung der Bestimmungen betreffend den 
Stellenplan im Rahmen der Forschungstätigkeiten 

Die derzeitigen Bestimmungen von Artikel 16 Absatz 2 
Buchstabe c) zweiter Gedankenstrich spiegeln die tat-
sächliche Lage in diesem Bereich nicht mehr wider. 

Durch die Verordnung Nr. 2615/76 10) wurden beson-
dere Statutsvorschriften für das Forschungspersonal 
eingeführt, wobei insbesondere der Wegfall der Kate-
gorie der „Atomanlagebediensteten" vorgesehen und 
eine Unterscheidung zwischen Dauerplanstellen und 
Nicht-Dauerplanstellen getroffen wurde. 

Die Kommission schlägt daher eine Textänderung vor, 
um diese unerläßliche Anpassung vorzunehmen (siehe 
Artikel 16 Absatz 3 zweiter Gedankenstrich des beige-
fügten Verordnungsentwurfs). 

10) AbL. EG Nr. L 299 vom 29. Oktober 1976 

8. Mehr Flexibilität bei der Bewirtschaftung der Mittel 
der Gemeinschaft 

In Artikel 27 der derzeitigen Haushaltsordnung ist vor-
gesehen, daß der etwaige Überschuß (oder das Defizit) 
eines Haushaltsjahres im Haushaltsplan des unmittel-
bar darauffolgenden Haushaltsjahres mittels eines 
Berichtigungshaushaltsplans verbucht wird. 

In diesem Zusammenhang dürfte es zweckmäßig sein, 
den bereits am 19. Mai 1976 unterbreiteten Vor-
schlag 11 ) aufzugreifen, wonach der Saldo des vorher-
gehenden Haushaltsjahres im Haushaltsjahr n + 1 bei-
behalten wird. Der Saldo wird dann im Haushaltsplan 
des Haushaltsjahres n + 2 verbucht. 

Dieser Vorschlag – siehe neuer Artikel 27 – hätte unter 
anderem folgende praktische Vorteile: 

a) Im Falle eines positiven Saldos – d. h. eines Über-
schusses, was der Normalfall ist – kann die Situation 
leichter bewältigt werden, wenn sich die Notwen-
digkeit eines Nachtragshaushaltsplans ergibt. Die 
Beibehaltung eines positiven Saldos würde die Aus-
wirkungen des Nachtragshaushaltsplans auf die 
eigenen Mittel abschwächen, da die finanziellen 
Anstrengungen, die von den Mitgliedstaaten ver-
langt werden müßten, geringer wären. Ein derarti-
ger Saldo würde demnach eine größere Flexibilität 
gewährleisten, denn er würde sich mit Sicherheit 
auf das gesamte Haushaltsverfahren stabilisierend 
auswirken. 

b) Praktisch wird der Saldo erst bei der Aufstellung der 
Haushaltsrechnung, d. h. gegenwärtig am 1. Juni 
und künftig – falls die vorgeschlagene Änderung 
der verschiedenen Termine gebilligt wird – am 
15. April bekannt. 

Dies bedeutet also zwangsläufig, daß der Saldo auf 
keinen Fall  im Haushaltsplan des Haushaltsjahres 
n + 1 im Rahmen des normalen Haushaltsverfah-
rens verbucht werden kann, sondern daß das Ver-
fahren des Nachtragshaushaltsplans in Anspruch 
genommen werden muß. 
Auch aus diesem praktischen Grund erscheint es 
daher sinnvoller, den Saldo bis zum Haushaltsjahr 
n + 2 beizubehalten. Er würde dann in einen im 
Laufe des Haushaltsjahres n + 2 zu erstellenden 
Berichtigungshaushaltsplan eingesetzt. 

D. Anpassung bestimmter Fristen und Termine 

Mit Rücksicht auf die bisherigen Erfahrungen und 
einige der in diesem Vorschlag zur Änderung der 
Haushaltsordnung festgesetzten Ziele, hält die Korn-
mission es für unerläßlich, folgende Änderungen vor-
zuschlagen: 

1. Vorverlegung der Termine für das Rechnungs-
legungsverfahren 

Das Rechnungslegungs- und Rechnungsprüfungsver-
fahren für das Haushaltsjahr n 
— beginnt gegenwärtig am 1. Juni des Haushaltsjah-

11) Siehe Dok. KOM(76) 210 endg. 
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res n+1 mit der Vorlage der Haushaltsrechnung 
durch die Kommission; 

— wird am 30. November fortgesetzt, indem der Rech-
nungshof den Entlastungsbehörden seinen Jahres-
bericht zusammen mit den Antworten der Organe 
übermittelt; 

— und endet am 30. April des Haushaltsjahres n+2 mit 
der von den Haushaltsbehörden zu erteilenden Ent-
lastung. 

Die Erfahrung auf diesem Gebiet hat gezeigt, daß der 
Zeitplan sehr gedrängt ist und wegen des Umfangs 
und der Kompliziertheit der Arbeiten und Verfahren 
auf der Ebene der einzelnen Organe Schwierigkeiten 
aufwirft. 

Daher hält die Kommission es für zweckmäßig, eine 
Vorverlegung bestimmter Termine vorzuschlagen, um 
günstigere Voraussetzungen für die Abwicklung die-
ses wichtigen Verfahrens zu schaffen. Sie schlägt vor, 
die Haushaltsrechnung zum 15. April zu erstellen, was 
eine Vorverlegung um anderthalb Monate im Ver-
gleich zum gegenwärtigen Termin (1. Juni) bedeutet. 
Diese Vorverlegung ist möglich 
— einerseits aufgrund der von der Kommission vorge-

schlagenen Verkürzung (siehe nachstehend Punkt 
D/3 dieser Begründung) des „zusätzlichen Zeit-
raums" für den EAGFL, Abteilung Garantie, von 
gegenwärtig drei Monaten (1. Januar bis 31. März) 
auf zwei Monate (1. Januar bis Ende Februar); 

— andererseits dank der Anstrengungen, die die Kom-
missionsdienststellen in technischer Hinsicht unter-
nehmen werden: sie verfügen gegenwärtig über 
zwei Monate (vom 1. April bis 31. Mai), um nach 
dem endgültigen Rechnungsabschluß die Haus-
haltsrechnung zu erstellen, während ihnen künftig 
nur noch anderthalb Monate (vom 1. März bis 
15. April) zur Verfügung stehen werden. 

Diese Vorverlegung des Beginns des Rechnungsle-
gungs- und Rechnungsprüfungsverfahrens um andert-
halb Monate ermöglicht eine Änderung der verschie-
denen anderen Termine im weiteren Verlauf dieses 
Verfahrens, was für alle beteiligten Organe von Vorteil 
ist. 

Denn 
— liegt die Haushaltsrechnung bereits am 15. April 

vor, so ist erstens der Rechnungshof in der Lage, 
seinen Jahresbericht (siehe vorstehend Punkt C 5 a) 
zum 15. Juli zu erstellen, 

— zweitens können die Organe ihre Antworten zum 
15. Oktober ausarbeiten, 

— drittens können die Entlastungsbehörden – das Par-
lament nach Stellungnahme des Rates – das Entla-
stungsverfahren am 15. November einleiten. 

2. Vorverlegung der Termine für die Anträge auf 
Mittelübertragungen bzw. die Mitteilung der Mit-
telübertragungen 

Es wird vorgeschlagen, die Anträge auf „nichtautoma-
tische" Mittelübertragungen – siehe Artikel 6 Abs. 1 b) 
– zum 1. Februar zuzustellen. Dies wird nicht nur auf-
grund der vorgenannten allgemeinen Vorverlegung 

der Termine vorgeschlagen, sondern auch, um ent-
sprechend dem Wunsch des Rechnungshofs die 
Beschlüsse der Haushaltsbehörde über diese Mittel-
übertragungen in die Haushaltsrechnung aufnehmen 
zu können, was bei den bisherigen Fristen nicht mög-
lich ist. 

Außerdem schlägt die Kommission vor, den Zeitpunkt, 
zu dem der Haushaltsbehörde die Aufstellung der 
automatischen Mittelübertragungen übermittelt wird, 
zu ändern: Der derzeitige Termin – 1. April – kann aus 
praktischen Gründen nicht eingehalten werden, denn 
die Verbuchung ist bis zum 31. März möglich und es 
bedarf einer gewissen Frist, bevor die Aufstellung vor-
gelegt werden kann. Daher schlägt die Kommission 
vor, diesen Zeitpunkt mit dem Termin für die Vorlage 
der Haushaltsrechnung zusammenzulegen. 

In der beigefügten Anlage III wird ein Überblick über 
sämtliche von der Kommission vorgeschlagenen Ände-
rungen der verschiedenen Termine gegeben. Zusam-
menfassend ist zu sagen, daß mit diesen Änderungen 
folgende Ziele erreicht werden sollen: 
— die für den Rechnungsabschluß erforderlichen Fri-

sten werden verkürzt. Da der „zusätzliche Zeitraum 
für die Abteilung Garantie" beschnitten wird, ist es 
möglich, das Haushaltsjahr früher abzuschließen 
und die Auswirkungen in jeder Hinsicht rascher zu 
beurteilen; 

— die weitere Abwicklung des Rechnungslegungs-  
und Rechnungsprüfungsverfahrens bis zur Entla-
stung wird erleichtert. 

— die Tatsache, daß die endgültigen Daten des 
Abschlusses bereits am 15. April anstatt am 1. Juni – 
vorliegen, kann von allen Organen, die an dem 
Verfahren zur Vorbereitung und Prüfung der Haus-
haltsvorschläge für das folgende Haushaltsjahr 
beteiligt sind, nur begrüßt werden. 

* * 
Die Kommission möchte den Rat und das Parlament 
außerdem auf folgende wichtige Bemerkung aufmerk-
sam machen: Die vorgeschlagene Änderung der ver-
schiedenen, eng miteinander verknüpften Termine 
und Fristen bilden ein Ganzes. Bei der Prüfung der 
einzelnen Bestandteile dieses Vorschlages muß diese 
enge Verflechtung daher berücksichtigt werden. 

3. Verkürzung des zusätzlichen Zeitraums für den 
EAGFL, Abteilung Garantie und die Nahrungsmittel-
hilfe 

Nach den derzeitigen Bestimmungen beträgt dieser 
Zeitraum drei Monate (Abschluß am 31. März). Er ist 
eine der Ursachen für die lange Frist, die gegenwärtig 
bis zur Vorlage der Haushaltsrechnung (1. Juni) benö-
tigt wird, mit all den Folgen, die sich daraus für die 
weiteren Verfahren ergeben. 

Ziel des Vorschlags, den die Kommission im Frühjahr 
1979 unterbreitet hatte 12), war eine Verkürzung dieses 
zusätzlichen Zeitraums von drei Monaten auf einen 
Monat. Dieser Vorschlag fand zwar die Zustimmung 

12) KOM (79) 202 endg. vom 23. April 1979 
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des Parlaments, wurde jedoch nicht vom Rechnungshof 
befürwortet, der das Verfahren der „vorläufigen Mit-
telbindungen" für die letzten Monate des Haushalts-
jahres, auf dem der Vorschlag beruhte, nicht billigen 
konnte. Die Kommission hat daher ihren ursprüngli-
chen Vorschlag zurückgezogen, da der vorliegende 
Vorschlag bereits in Bearbeitung war. 

Die Kommission ist nach wie vor davon überzeugt, daß 
eine Verkürzung des zusätzlichen Zeitraums – selbst-
verständlich unter Wahrung der erforderlichen Objek-
tivität von Buchungsdaten – im Interesse aller beteilig-
ten Organe liegt. Unter Verzicht auf die 1979 vorge-
schlagene Technik der „vorläufigen Mittelbindungen" 
und der sich daraus ergebenden Mittelübertragungen 
hält sie daher folgenden Vorschlag für sinnvoll: 
1. Der Rechnungsabschluß wird vom 31. März auf den 

28. Februar vorverlegt; dadurch wird ein Monat 
gewonnen, der in diesem Zusammenhang sehr 
wertvoll ist; 

2. diese Verkürzung wird dadurch ermöglicht, 
a) Erste Bedingung: daß die wenigen nach dem 

28. Februar vorzunehmenden Berichtigungen, 
insbesondere der sogenannten Ausgaben der 
„zweiten Kategorie" 13), im folgenden Haushalts-
jahr verbucht werden können. 
In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
daß die Mitgliedstaaten gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 380/78 der Kommission verpflichtet 
sind, ihr folgendes zu übermitteln: 
— zum 20. Januar die letzten Angaben über das 

abgelaufene Haushaltsjahr (Artikel 6 Abs. 2 
Unterabsatz 1). Sie sind endgültig im Falle 
der sogenannten Ausgaben der 1. Katego rie 
und vorläufig im Falle der sogenannten Aus-
gaben der 2. Kategorie 13). Die Verbuchung 
kann umgehend nach Eingang und Auswer-
tung der Daten durch die Kommissionsdienst-
stellen erfolgen; 

— spätestens zum 20. Februar die Berichtigun-
gen der sogenannten Ausgaben der 2. Kate-
gorie (Art. 6 Abs. 2 Unterabsatz 2). Wegen der 
Kompliziertheit dieser Ausgaben kann diese 
Frist häufig nicht von allen Mitgliedstaaten 
eingehalten werden, außerdem sind langwie-
rige Überprüfungen innerhalb der Kommis-
sion erforderlich, bis sie im Haushaltsplan der 
Gemeinschaft verbucht werden. Der Vor-
schlag der Kommission sieht die Möglichkeit 
vor, die Unterschiede zwischen den am 20. Ja-
nuar zu übermittelnden vorläufigen Angaben 
und den endgültigen Angaben, die nach Ein-
gang (20. Februar) und Überprüfung der be-
richtigten Angaben ermittelt werden, im dar-
auffolgenden Haushaltsjahr auszuwerten. 

13) Bei den Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie, wird 
unterschieden zwischen: 
— Ausgaben der „ersten Kategorie": es handelt sich um 
alle Ausgaben, bei denen in der Regelung über die jewei-
lige gemeinsame Marktorganisation ein Betrag je Men-
geneinheit festgesetzt ist, und 
— Ausgaben der „zweiten Katego rie" : es handelt sich um 
die Ausgaben für den Ankauf von Erzeugnissen bei der 
Interventionsstelle, ihre Lagerhaltung und das Wiederin-
verkehrbringen. 

b) Zweite Bedingung: daß die Kommission ermäch-
tigt wird, nach Anhörung des Fonds-Ausschus-
ses nach dem Verfahren von Artikel 13 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 eigenhändig alle Mit-
telübertragungen von Kapitel zu Kapitel bei den 
Titeln 6 und 7 des Haushaltsplans vorzunehmen. 
Bei dem gegenwärtigen System, das einen Rats-
beschluß über die Mittelübertragungen vorsieht, 
bedarf es einer Frist von mindestens einem Mo-
nat (diese Frist wird für die Abwicklung sämtli-
cher praktischer Maßnahmen benötigt: Ausar-
beitung des Mittelübertragungsantrags, Über-
setzung, Vervielfältigung, Übermittlung an den 
Rat und Weiterleitung an das Parlament zur 
Kenntnisnahme, Prüfung und Beschlußfassung 
durch den Rat). 
Wie vorstehend unter Buchstabe (Ziffer 2b) im 
Hinblick auf die in Artikel 21 vorgeschlagenen 
Änderungen erwähnt wurde, sind diese Mittel-
übertragungen wegen der Besonderheiten der 
Abteilung Garantie keine wirklichen Mittelüber-
tragungen zur „Ermächtigung", sondern Mittel-
übertragungen zur „Regulierung". 
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewie-
sen, daß sich der Rat von Anfang an dieses 
Aspekts bewußt war, denn er hatte beim Erlaß 
der Haushaltsordnung im Jahr 1973 folgende 
Erklärung zu Protokoll gegeben: 
„Der Rat wird nach Maßgabe der Erfahrung dar-
über befinden, ob eine Lockerung des Verfah-
rens für die Mittelübertragungen von Kapitel zu 
Kapitel innerhalb der Abteilung Garantie des 
EAGFL notwendig ist. Sollte diese Notwendig-
keit bestehen, so behält es sich die Möglichkeit 
vor, die Kommission zu ermächtigen, derartige 
Mittelübertragungen in den Grenzen und unter 
den Bedingungen, die von Fall zu Fall festzule-
gen sind, vorzunehmen". 14) 
Die Erfahrung, die man 1973 natürlich noch nicht 
hatte, macht nun deutlich, daß der jetzige Vor-
schlag der Kommission, der eine wesentliche Ra-
tionalisierung des Verfahrens bedeutet, die ge-
eignete Lösung für das betreffende Problem ist, 
und die eigentliche Verantwortung der Organe 
im Bereich des EAGFL, Abteilung Garantie, völ-

lig unberührt läßt. 

E. Verschiedene Anpassungen 

Außerdem werden bei mehreren Artikeln Anpassun-
gen oder gewisse Ergänzungen vorgeschlagen, die 
aufgrund der gewonnenen Erfahrung ratsam erschei-
nen und insbesondere zu einer präzisen Abfassung der 
Haushaltsordnung beitragen sollen. 

Zu diesen Anpassungen ist im Rahmen dieser Begrün-
dung in der Regel nichts Besonderes zu bemerken. 
Eine Ausnahme bilden jedoch die nachstehend 
genannten Fälle. 

14) Dok. R/2677/1f/73 FIN 716/ATO 174 (Add. 1 Rev. 4) 
Anlage jf. 
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1. Artikel 30 (Abführung der eigenen Mittel an die 
Gemeinschaft) 

Dieser Artikel, der die Bereitstellung der eigenen Mit-
tel betrifft, ist unvollständig, denn in technischer und 
buchmäßiger Hinsicht erfolgt diese Bereitstellung in 
zwei getrennten Phasen: 
— erstens stellen die Mitgliedstaaten zu den in der 

geltenden Regelung vorgesehenen Terminen der 
Gemeinschaft die Mittel durch Gutschrift auf einem 
im Namen der Kommission bei den einzelstaatli-
chen Haushaltsverwaltungen eingerichteten Konto 
zur Verfügung; 

— zweitens werden die betreffenden Mittelbeträge in 
die amtliche Buchführung der Kommission über die 
Ausführung der Einnahmeansätze des Haushalts-
plans aufgenommen. 

Die Vorschriften über die im Rahmen dieser beiden 
Phasen vorzunehmenden Umrechnungen von ECU in 
Landeswährung und umgekehrt sind genau festzule-
gen. Daher muß der Wortlaut des derzeitigen Arti-
kels 30 angepaßt und ergänzt werden, um dieser Not-
wendigkeit uneingeschränkt Rechnung zu tragen. 

Diese Anpassung muß mit einer Änderung von Arti-
kel 9 Absatz 3 der Ratsverordnung Nr. 2891/77 15) ein-
hergehen; hierfür wird im übrigen demnächst ein 
Änderungsvorschlag vorgelegt. 

2. Anpassung gewisser Beträge auf dem Gebiet der 
Auftragsvergabe 

Die Artikel 52, 54, 56, 57 und 94 sehen bestimmte 
Beträge auf dem Gebiet der Auftragsvergabe vor, die 
untere oder obere Grenzen darstellen, die bei den 
verschiedenen Verfahren in diesem Bereich zu berück-
sichtigen sind (freihändige Vergabe, Konsultation des 
„Vergabebeirats", Sicherheitsleistung usw.). 

Bereits bei der Ausarbeitung der derzeitigen Haus-
haltsordnung im Jahr 1977 waren diese Beträge im 
Vergleich zur früheren Haushaltsordnung aus dem 
Jahre 1973 angepaßt und je nach dem um 50 bis 
100 v. H. heraufgesetzt worden. 

In Anbetracht der ständigen Steigerung der Lebens-
haltungskosten – der belgische Verbraucherpreis-
Index dürfte von 1975/76, Zeitpunkt, zu dem die in der 
derzeitigen Haushaltsordnung angegebenen Beträge 
berechnet wurden, bis Ende 1980 um etwa 40 v. H. 
gestiegen sein – und mit Rücksicht darauf, daß die 
neue Haushaltsordnung erst 1981/82 in Kraft treten 
wird, wird daher eine Anpassung um durchschnittlich 
50 v. H. vorgeschlagen. 

3. Artikel 58 (Richtlinien des Rates über öffentliche 
Bau- und Lieferaufträge) 

Bekanntlich hat der Rat zwei Richtlinien erlassen, die 
eine bereits 1971 (305/EWG) über öffentliche Bauauf-
träge und die andere 1977 (62/EWG) über öffentliche 

15) ABL. EG Nr. L 336 vom 27. Dezember 1977 
16) Siehe ABL. EG Nr. L 356 vom 31. Dezember 1977, Seite 1, 

vierte „Erwägung". 

Lieferaufträge, denen die Mitgliedstaaten durch Ein-
führung der erforderlichen innerstaatlichen Vorschrif-
ten nachkommen müssen. 

Es wäre daher zweckmäßig, diese Leitlinien auch im 
Rahmen der Gemeinschaftstätigkeiten anzuwenden. 

Zu diesem Zweck wird Artikel 58 ergänzt: 
— durch den Hinweis auf die Richtlinie über die 

öffentlichen Lieferaufträge (die in der derzeitigen 
Fassung noch nicht erwähnt ist); 

— durch die Bestimmung, daß ausführlichere und 
genauere Vorschriften in diesem Bereich im Rah-
men der „Durchführungsbestimmungen" ausgear-
beitet werden; diese sind gemäß Artikel 121 der 
Haushaltsordnung (Artikel 106 der derzeitigen Fas-
sung) durch Verordnung der Kommission zu er-
lassen. 

4. Artikel 116 (Nahrungsmittelhilfe) 

In den derzeitigen Bestimmungen über die Nahrungs-
mittelhilfe wird die Behandlung dieses Bereichs der 
des EAGFL, Abteilung Garantie, gleichgestellt. 

Es gibt jedoch eine Reihe von Maßnahmen, also Aus-
gaben, die von der Kommission direkt (und nicht von 
den Mitgliedstaaten über die „Zahlstellen") getätigt 
werden. 

Daher ist klarzustellen, daß die haushaltsmäßige 
Abwicklung dieser Ausgaben nicht im Rahmen der 
Sonderbestimmungen über die Abteilung Garantie 
und die Nahrungsmittelhilfe, sondern nach den im 
allgemeinen Teil der Haushaltsordnung vorgesehenen 
Vorschriften erfolgt. 

Dies wird in dem neuen Absatz 2 von Artikel 116 des 
beigefügten Entwurfs zum Ausdruck gebracht. 

F. Änderungen aufgrund der Stellungnahme des Rech-
nungshofs vom 13. Juni 1978 

Beim Erlaß der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 
1977 war vorgesehen worden 16), daß der Rechnungs-
hof – der gerade erst errichtet worden war und daher 
nur zu gewissen Bestimmungen hatte Stellung nehmen 
können – später eine ergänzende Stellungnahme zur 
Haushaltsordnung abgeben würde. Der Rechnungshof 
hat der Kommission am 13. Juni 1978 seine endgültige 
Stellungnahme übermittelt. 

Diese Stellungnahme – siehe Anlage IV – wurde mit 
der größten Aufmerksamkeit geprüft; daher spiegelt 
der beigefügte Vorschlag die Anregungen des Rech-
nungshofs wider, die bei den Artikeln 10 17), 18, 20, 32, 
37, 57 18), 58, 68, 78, 79, 80, 85 und 94 berücksichtigt 
werden konnten. 

* 
* * 

17) Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Rech-
nungshofs zu dem Vorschlag betreffend die Einführung 
der ECU. 

18) Diese Anregung schlägt sich in einer redaktionellen 
Änderung von Artikel 50 nieder. 
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Anlagen 

ANLAGE I — Neues Schema für die Darstellung der getrennten 
Mittel im Haushaltsplan 

ANLAGE II — Vergleich der Bestimmungen über die Mittelübertragungen 

ANLAGE III — Vergleich bestimmter Termine 

ANLAGE IV — Stellungnahme des Rechnungshofs vom 13. Juni 1978 
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Anlage I/2 

Neues Schema für die Darstellung der getrennten Mittel im Haushaltsplan 

KAPITEL ...: 	  

Art. Posten Bezeichnung 
Verpflichtungsermächtigungen Zahlungsermächtigungen 

Mittel 1981' Mittel 1980' Mittel 1981* Mittel 1980' 

* Als Beispiel angegebene Haushaltsjahre 
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Anlage I/2 

Neues Schema für die Darstellung der getrennten Mittel im Haushaltsplan 

KAPITEL...: 	  

Ausführung * 
1979 ERLÄUTERUNGEN 

Mittelbindungen Zahlungen 

Posten (oder Artikel) .. 

Als Hinweis dienender Fälligkeitsplan 

Mittelbindungen Zahlungen 

Vor 1980 vorgenomme

-

ne Mittelbindungen, 
- 1980 1981 

Frühere 
Haushaltsjahre 

für die aus neuen 
Zahlungsermächtigun- 
gen Zahlungen zu 
leisten sind 

Restmittel aus 1979 

Mittel 1980 

Mittel 1981 

INSGESAMT 

Posten (oder Artikel) . 

Als Hinweis dienender Fälligkeitsplan 

Mittelbindungen Zahlungen 

Vor 1980 vorgenomme

-

ne Mittelbindungen, 
1980 1981 

Frühere  
Haushaltsjahre 

für die aus neuen 
Zahlungsermächtigun- 
gen Zahlungen zu 
leisten sind 

Restmittel aus 1979 

Mittel 1980 

Mittel 1981  

I INSGESAMT 
 

* Als Beispiel angegebene Haushaltsjahre 
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Vergleich der Bestimmungen über die Mittelübertragungen (Artikel 21 der Haushaltsordnung) 

1. Derzeitiger Stand 

Einzelplan Kommission 
Einzelpläne 

Rat und Parlament 
Sonstige Einzelpläne 

(Gerichtshof und Rechnungshof) 
Bereich Verfahren 

Titel 1 und 2 a) Sie beschließt die Mittelübertragungen zwischen Posten und Artikeln. — Sie beschließen sämtliche — Sie schlagen der Kommission 

b) Sie beschließt die Mittelübertragungen zwischen Kapiteln innerhalb Mittelübertragungen Mittelübertragungen 
der Titel, nachdem sie die Haushaltsbehörde zwei Wochen vorher innerhalb ihres Einzelplans. zwischen Posten und Artikeln 
hierüber unterrichtet hat. — Sie unterrichten die zur Beschlußfassung vor. 

Titel 6 und 7 a) Sie beschließt die Mittelübertragungen zwischen Posten und Artikeln Kommission über ihren — Sie schlagen der Kommission 

bis zum 31. März. Beschluß. zwecks Weiterleitung an die 

b) Sie schlägt dem Rat — der bis zum 31. März beschließt — die Mittel- Haushaltsbehörde Mittel- 

übertragungen von Kapitel zu Kapitel vor. Das Parlament wird über übertragungen von Kapitel 

die Mittelübertragungen unterrichtet. zu Kapitel vor. 

Nahrungs- Sie beschließt die Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel bis zum 
mittelhilfe 31. März. 
Sonstige Titel a) Sie beschließt die Mittelübertragungen zwischen Posten und Artikeln. 

b) Sie schlägt der Haushaltsbehörde alle Mittelübertragungen von Kapitel 
zu Kapitel vor. 

nichtgetrennte Mittel 
1. Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans von aus dem vorhergehenden 

Haushaltsjahr übertragenen Mitteln 	 getrennte Mittel 
(= Zahlungsermächtigungen) 

2. Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans von verbleibenden 
Verpflichtungsermächtigungen. 

3. Unterscheidung im Verfahren zwischen Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans 
im Bereich der Verpflichtungsermächtigungen und Mittelübertragungen innerhalb Keine besonderen Bestim- 
des Haushaltsplans im Bereich der Zahlungsermächtigungen (Mittel des betreffenden mungen im derzeitigen 
Haushaltsjahrs). Text der Haushaltsordnung. 

4. Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans zwischen getrennten Mitteln und 
nichtgetrennten Mitteln. 
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H.  Vorschlag 

Einzelplan Kommission 
Einzelpläne 

Rat und Parlament 
Sonstige Einzelpläne 

(Gerichtshof und Rechnungshof) Bereich Verfahren 

Titel 1 und 2 Keine Änderung (+) 
Titel 6 und 7 a) Sämtliche Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans 

einschließlich derjenigen von Kapitel zu Kapitel werden von der 
Kommission nach Konsultation des Fondsausschusses bis zum 
28. Februar vorgenommen. Keine Änderung (+) Keine Änderung (+) 

b) Die Kommission unterrichtet die Haushaltsbehörde. 
Nahrungs- Die Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel werden bis zum 
mittelhilfe 28. Februar vorgenommen. 
Sonstige Titel Keine Änderung (+) 

(+) vorbehaltlich der nachstehenden Punkte 1 bis 4 

1. Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans nichtgetrennte Mittel : sämtliche Mittelübertragungen (zwischen Posten, 

von aus früheren Haushaltsjahren übertragenen Artikeln und Kapiteln) sind von der Haushalts- 

Mitteln behörde zu genehmigen 
getrennte Mittel : sämtliche Mittelübertragungen (zwischen Posten,   
(Zahlungsermächtigungen) Artikeln und Kapiteln) sind von der Kommission 

zu beschließen 

2. Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans zwischen Posten und Art. : von der Kommission zu beschließen 
von noch vorhandenen Verpflichtungsermächtigungen zwischen Kapiteln : von der Haushaltsbehörde zu beschließen 

3. Unterscheidung im Verfahren zwischen Mittelübertragungen innerhalb keine Änderung 
(Mittel des betreffenden Haushaltsjahrs) des Haushaltsplans im Bereich 

der Verpflichtungsermäch- 
tigungen 
Mittelübertragungen innerhalb 
des Haushaltsplans im Bereich der sämtliche Mittelübertragungen (zwischen Posten, 
Zahlungsermächtigungen Artikeln und Kapiteln) sind von der 

Kommission zu beschließen 

4. Mittelübertragungen innerhalb des Haushaltsplans : sämtliche Mittelübertragungen (zwischen Posten, 
zwischen getrennten Mitteln und nichtgetrennten Artikeln und Kapiteln) sind von der Haushalts- 
Mitteln Behörde zu beschließen 
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Vergleich zwischen den derzeitigen und den vorgeschlagenen Terminen 

Derzeitiger Termin Vorgeschlagener Vergleich/Frist 
Termin 

— Letzer Termin für die Vornahme von Mittelbindungen 31. Dezember 31. Dezember unverändert  
— Letzter Termin für die Annahme der Auszahlungsanordnungen 
durch die Finanzkontrolle 31. Dezember 31. Dezember unverändert  

— Letzter Termin für die Annahme der  Auszahlungsanordnungen 
durch den Rechnungsführer nicht vorgesehen 10. Januar neu 

— Letzter Termin für die Ausführung der Zahlungen 
durch den Rechnungsführer 15. Januar 15. Januar unverändert  

— Rechnungsabschluß EAGFL-Abteilung Garantie 31. März 28. Februar 1 Monat früher 
— Angaben der übrigen Organe für die Haushaltsrechnung 1. April 1. März 1 Monat früher 
— Anträge auf nichtautomatische Mittelübertragungen aus dem 
vorhergehenden Haushaltsjahr 21. April 1. Februar) 80 Tage früher 

— Verzeichnis der automatischen Mittelübertragungen aus dem  
vorhergehenden Haushaltsjahr 1. Apri1 2 ) 15. April 15 Tage später 

— Ausstellung der Haushaltsrechnung 1. Juni 15. April 1 1 / 2  Monate früher 4 ) 
— Vorlage der „Bemerkungen" des Rechnungshofs 15. Juli 15. Julia ) 
— Vorlage der Antworten der Organe 31. Oktober 15. Oktober 15 Tage früher 
— endgültige Vorlage des Berichts des Rechnungshofs 30. November 15. November 15 Tage früher 

1) Bis zum 15. März für den EAGFL — Abteilung Garantie. 
2) Dieser Termin ist ein Fehler im derzeitigen System: er kann nicht eingehalten werden. 
3) Nach dem neuen Vorschlag handelt es sich um die Vorlage des Berichts des Rechnungshofs, nicht nur der „Bemerkungen". 
4) Der Rechnungshof verfügt über drei Monate (vom 15. April bis 15. Juli) zur Ausarbeitung des Berichts (zur Zeit verfügt er über 1 1 / 2  Monate (vom 1. Juni bis 15. Juli) zur Ausarbeitung 

der „Bemerkungen"). 
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Anlage IV 

Europäische Gemeinschaften 

Rechnungshof Luxemburg, den 13. Juni 1978 

Herrn Roy JENKINS 

Präsident der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften 

Rue de la Loi 200 
B-1049 Brüssel 

Herr Präsident, 

Mit Schreiben vom 2. Dezember 1977 habe ich dem Rat die Stellungnahme des 
Rechnungshofs zu Artikel 85 bis 91 (Rechnungsprüfung) des Entwurfs der Haushalts-
ordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
und eine weitere Stellungnahme des Rechnungshofs zu sämtlichen Bestimmungen 
des Entwurfs der Haushaltsordnung in Aussicht gestellt. 

Bei der Annahme der Haushaltsordnung am 21. Dezember 1977 haben sich die 
Kommission und der Rat ausdrücklich verpflichtet, gegebenenfalls sämtliche Bestim-
mungen noch einmal zu prüfen, sobald die ergänzende Stellungnahme des Rech-
nungshofs vorliegt. 

Ich erlaube mir, Ihnen heute die endgültige Stellungnahme des Rechnungshofs 
zu der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften zu überreichen. 

Der Rechnungshof hielt es nicht für angebracht, sich in der beigefügten Stel-
lungnahme zu dem Termin zu äußern, der in Artikel 83 der Haushaltsordnung für die 
Übermittlung der Bemerkungen vorgesehen ist, die ihm zur Aufnahme in seinen 
Jahresbericht geeignet erscheinen. Er hat mich jedoch beauftragt, Sie davon zu unter-
richten, daß er wegen der Kürze der Frist, die zwischen diesem Termin und dem für die 
Übermittlung der Haushaltsrechnung vorgesehenen Termin liegt, Bedenken hegt. 
Der Rechnungshof wird diese Frage wahrscheinlich zu einem späteren Zeitpunkt 
erneut im Lichte einer längeren Erfahrung prüfen. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Präsident 

Michael N. MURPHY 
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Stellungnahme des Rechnungshofs betreffend die Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für 
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 

DER RECHNUNGSHOF DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINDCHAFTEN — 

gestützt auf Artikel 78h des EGKS-Vertrags, Arti-
kel 209 des EWG-Vertrags und Artikel 183 des EAG-
Vertrags, 

gestützt auf den Antrag des Präsidenten des Mini-
sterrats vom 14. November 1977, zu den den Rech-
nungshof betreffenden Bestimmungen im Entwurf der 
Haushaltsordnung Stellung zu nehmen, 

gestützt auf die vom Rechnungshof verabschiedete 
Stellungnahme zu Artikel 85 bis 91 (Rechnungsprü-
fung) des Entwurfs der Haushaltsordnung, die dem 
Ratspräsidenten mit Schreiben vom 2. Dezember 1977 
mit dem ausdrücklichen Hinweis übermittelt wurde, 
der Rechnungshof werde eine weitere Stellungnahme 
zum Entwurf der Haushaltsordnung abgeben, 

gestützt auf den zweiten Erwägungsgrund der Haus-
haltsordnung vom 21. Dezember 1977, wonach sämtli-
che Bestimmungen dieser Haushaltsordnung überprüft 
werden sollen, sobald die ergänzende Stellungnahme 
des Rechnungshofs vorliegt, 

gestützt auf Artikel 108 Absatz 2 der Haushaltsord-
nung vom 21. Dezember 1977, wonach die Haushalts-
ordnung gemäß den in den Verträgen hierfür vorgese-
henen Verfahren überprüft wird, nachdem der Rech-
nungshof dazu Stellung genommen hat  – 

hat  folgende Stellungnahme 
verabschiedet 

Der Rechnungshof ist zunächst der Auffassung, daß ein 
Bezugsvermerk mit dem Wortlaut „gestützt auf die 
Stellungnahme des Rechnungshofs" in die Bezugsver-
merke der Haushaltsordnung aufgenommen werden 
muß und infolgedessen die Gründe für die Beibehal-
tung des zweiten und vierten Erwägungsgrundes, in 
denen von der bereits zu einem Teil der Haushaltsord-
nung abgegebenen Stellungnahme die Rede ist, ent-
fallen. 

Titel I – Allgemeine Grundsätze 

Artikel 1 

Der Rechnungshof stellt fest, daß Artikel 1 Absatz 3 in 
bezug auf die Art der Tätigkeiten der Gemeinschaft, 
die zu einer Ausgabe führen können, keine Begren-
zung vorsieht. Die Bestimmung sollte daher wie folgt 
ergänzt werden: „Die vorstehend bezeichneten Ausga-
ben decken nur die Kosten der Tätigkeiten, die sich 
aus dem Mandat ergeben, das den Organen durch die 
Verträge oder durch die aufgrund der Verträge erlas-
senen Rechtsakte übertragen wurde." 

Artikel 10 

Der Rechnungshof geht davon aus, daß über die Haus-
haltsordnung hinaus eine Sonderregelung für die 
Anwendung der ERE auf die Rechtsakte der Organe 
der Europäischen Gemeinschaften in Vorbereitung ist. 

Wegen des fragmentarischen Charakters der Bestim-
mungen über die ERE ist die Notwendigkeit einer 
Koordination auf diesem Gebiet besonders hervorzu-
heben. 

Abgesehen von diesem allgemeinen Erfordernis soll-
ten die Worte „die Summe folgender Beträge" in 
Absatz 1 durch die genauere Formulierung „die 
Gesamtheit folgender Beträge" ersetzt werden, die 
sich im Entwurf der Verordnung über die ERE be-
findet. 

Des weiteren ist der Rechnungshof der Meinung, daß 
es nützlich wäre, Artikel 1 durch die Einführung eines 
Mechanismus zur regelmäßigen Anpassung der 
genannten Beträge zu ergänzen. 

Im Zusammenhang mit der Bestimmung des Wertes 
der ERE durch die Kommission sollte der als Fußnote 
angebrachte (und wegen wiederholter Abänderung 
der ursprünglichen Mitteilung der Kommission unvoll-
ständige) Verweis auf das Amtsblatt Nr. C 21 vom 
30. Januar 1976 gestrichen werden; statt dessen sollte 
folgender Passus unmittelbar in den Text aufgenom-
men werden: „Das Berechnungsverfahren wird von 
der Kommission durch geeignete Bestimmungen gere-
gelt, die im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten veröffentlicht werden."  

Titel II – Aufstellung und Gliederung des Haushalts-
plans 

Artikel 15 

Der Rechnungshof bemerkt, daß Artikel 2 die Gliede-
rung der Einnahmen und Ausgaben in Titel, Kapitel, 
Artikel und Posten vorsieht und nach Absatz 3 der 
Eingliederungsplan hinsichtlich der Aufteilung der 
Einnahmen und Ausgaben in Titel, Kapitel und Artikel 
im Rahmen des Haushaltsverfahrens festgelegt wird. 

Aus diesen Bestimmungen geht nicht eindeutig hervor, 
ob der Eingliederungsplan eine Aufteilung in Posten 
vorsieht und ob diese, vor allem hinsichtlich der in 
Artikel 21 behandelten Mittelübertragungen, verbind-
lich ist. 

Nach Meinung des Rechnungshofs ist hier eine Klar-
stellung erforderlich. 

Titel III – Ausführung des Haushaltsplans 

Artikel 18 

Der Rechnungshof ist der Meinung, daß die Bestim-
mung, wonach die Befugnis zu der Entscheidung, ob 
über die Sichtvermerksverweigerung des Finanzkon-
trolleurs hinweggegangen werden soll, nicht weiter-
übertragen werden darf, durch einen Hinweis auf Arti-
kel 23 und 24 ergänzt werden sollte, in denen gleichar-
tige Entscheidungen behandelt werden. 

Artikel 20 

Nach Artikel 20 Absatz 4 werden die unterstellten 
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Rechnungsführer „unter den gleichen Bedingungen" 
ernannt wie der Rechnungsführer selbst, doch es feh-
len genauere Angaben über das Ernennungsverfahren 
(z. B. auf Vorschlag des Rechnungsführers usw.). 

Der Rechnungshof unterstreicht in diesem Zusammen-
hang die Notwendigkeit, eine genauere Bestimmung 
für diesen Bereich vorzusehen, zumal es sich um 
unmittelbar verantwortliche Beamte handelt (Arti-
kel 70) und im Unterschied zu den für die Finanzkon-
trolleure geltenden Bestimmungen ein Hinweis auf 
Durchführungsmodalitäten zur Erstellung einschlägi-
ger Sonderbestimmungen fehlt. 

Ebenso sollten die Bestimmungen dieses Artikels ana-
log zu den für die Finanzkontrolleure (Artikel 19 
Absatz 4) geltenden Bestimmungen ergänzt werden, 
um zu gewährleisten, daß Verfügungen, die die 
Organe gegenüber den Rechnungsführern treffen, in 
geeigneter Form bekanntgemacht werden. 

Artikel 24 Absatz 2 

Der Rechnungshof empfiehlt, das Wort „begründeten" 
vor das Wort „Annullierungsvorschlag" zu setzen. 

Artikel 32 Absatz 3 

Der Rechnungshof schlägt vor, die Worte „entspre-
chend dem tatsächlichen Bedarf" zu streichen, da sie 
als Voraussetzung für die genaue buchmäßige Erfas-
sung der Mittelbindungen und der Auszahlungsanord-
nungen aufgefaßt werden könnten. 

Artikel 37 Absatz 2 zweiter Unterabsatz 

Dieser Unterabsatz sollte wie folgt lauten: 
„Allerdings können Belege für Vorgänge, die noch 
nicht endgültig abgeschlossen sind, über diesen Zeit-
raum hinaus bis zum Ende des Jahres aufbewahrt 
werden, das auf das Jahr folgt, in dem die Vorgänge 
abgeschlossen werden." 

Titel IV — Auftragsvergabe, Bestandsverzeichnisse 
und Rechnungsführung 

Artikel 50 Absatz 2 

Der Rechnungshof hält es für zweckmäßig, die Aus-
schreibungen zur Teilnahme am Wettbewerb im Sup-
plement zum Amtsblatt zu veröffentlichen, um ihnen in 
der Gemeinschaft die erforderliche Publizität zu ver-
schaffen, wie es bereits bei den Bekanntmachungen 
von öffentlichen Bauaufträgen und Konzessionen für 
öffentliche Bauarbeiten nach der Richtlinie des Rates 
Nr. 71/305/EWG vom 26. Juli 1971, ergänzt durch die 
Richtlinien Nr. 72/277/EWG vom 26. Juli 1972 und 
Nr. 77/62/EWG vom 21. Dezember 1976 der Fall ist. 

Artikel 52 

Die freihändige Vergabe eines Auftrags ist nach Buch-
stabe c) zulässig, wenn die Ausschreibungen zur Ver-
gabe im Preis- oder Leistungswettbewerb ergebnislos 
geblieben sind oder kein Angebot mit annehmbaren 
Preisen erbracht haben. 

Es könnte darauf hingewiesen werden, daß in diesen 
Fällen eine freihändige Vergabe nur dann zulässig ist, 

wenn die ursprünglichen Bedingungen der Auftrags-
vergabe nicht grundlegend geändert worden sind. 

Artikel 57 

Dieser Artikel sieht die Möglichkeit vor, Aufträge über 
bestimmte „Lieferungen, Bau- oder sonstige Leistun-
gen" nach einem vereinfachten Verfahren (lediglich 
gegen Rechnung) zu vergeben. 

In Artikel 50 Absatz 1 dritter Unterabsatz ist dagegen 
das vereinfachte Verfahren nur für „Aufträge" vorge-
sehen. Der Wortlaut der beiden Artikel stimmt also 
nicht überein. 

Artikel 58 

Der Rechnungshof stellt fest, daß die Organe nicht nur 
die in Artikel 58 erwähnten Bestimmungen über 
öffentliche Arbeiten zu beachten haben sollten, son-
dern auch die Bestimmungen über öffentliche Liefer-
aufträge (Richtlinie Nr. 77/62/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1976). Da die Bestimmungen der Richtli-
nie an mehreren Stellen von den Bestimmungen dieses 
Abschnitts der Haushaltsordnung abweichen, schlägt 
der Rechnungshof vor, den Anfang des Artikels 58 wie 
folgt zu ändern: „Bei der Auftragsvergabe nach Maß-
gabe dieser Haushaltsordnung hat jedes Organ, unbe-
schadet der durch diese Haushaltsordnung festgeleg-
ten Bestimmungen, die vom Rat ...". 

Artikel 61 dritter Absatz 

Die unentgeltliche Zurverfügungstellung von unbe-
weglichem Vermögen oder Großanlagen müßte in 
geeigneter Weise eingeschränkt werden. Sie müßte 
beispielsweise an die Bedingungen geknüpft werden, 
daß der Empfänger die Gebäude und Großanlagen 
benutzt, um zur Verwirklichung der Ziele des Organs 
(Forschung, Verbreitung der Kenntnisse usw.) beizu-
tragen. Der Rechnungshof müßte ebenfalls über Maß-
nahmen dieser Art unterrichtet werden, damit er sich 
vergewissern kann, daß das Prinzip der wirtschaftli-
chen Haushaltsführung gewahrt bleibt. 

Titel V — Verantwortung der Anweisungsbefugten, 
der Finanzkontrolleure, der Rechnungsführer und der 
Zahlstellenverwalter 

Artikel 68 

Der Rechnungshof stellt fest, daß unter den Fällen, in 
denen der Anweisungsbefugte wegen Nichtbeachtung 
der Haushaltsordnung verantwortlich ist, zwar die 
unterlassene und die verzögerte Erteilung von Einzie-
hungsanordnungen, nicht aber die unterlassene und 
die verzögerte Erteilung von Auszahlungsanordnun-
gen erwähnt wurde, obwohl beide die Haftung des 
Organs gegenüber Dritten bewirken können. 

Artikel 70 Absatz 1 zweiter Unterabsatz 

Die Rechnungsführer und die unterstellten Rech-
nungsführer sind bei Verlust oder Beschädigung der 
Gelder, Werte und Dokumente verantwortlich, wenn 
sie deren Verlust oder Beschädigung durch „vorsätzli-
ches" oder „grob fahrlässiges" Handeln herbeigeführt 
haben. 
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Die Haftung der Rechnungsführer für die ihnen anver-
trauten Gegenstände ist also auf die Fälle beschränkt, 
in denen Betrug oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 
d. h., sie unterliegen praktisch der gleichen Regelung 
wie alle übrigen Beamten (einschließlich der Rech-
nungsführer in ihrer Eigenschaft als Zahlstelle) auf der 
Grundlage des Artikels 22 des Statuts, wonach bei 
„schwerwiegendem Verschulden" Schadenersatz zu 
leisten ist. 

Die Rechnungsführer müßten im Gegenteil angesichts 
ihrer besonderen Stellung stärker als alle übrigen 
Beamten, und zwar auch für leicht fahrlässiges Han-
deln, zur Verantwortung gezogen werden können. 
Dies gilt um so mehr als die Rechnungsführer den 
übrigen Beamten gegenüber besondere Vorteile in 
Form einer Versicherung gegen finanzielle Risiken 
und eines Garantiefonds genießen. 

Artikel 70 Absatz 2 

Die in bezug auf die Rechnungsführer geäußerten 
Gedanken gelten angesichts der Verantwortung, die 
die Zahlstellenverwalter tragen, auch für diese. 

Titel VI — Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 

Artikel 78 

Der zweite Absatz des Artikels 78, wonach die Aufga-
ben der Bediensteten des Rechnungshofs besonders 
bestimmt und auf die für ihre Durchführung erforderli-
che Zeit begrenzt werden müssen, könnte die Prü-
fungstätigkeit behindern, weil sich die A rt  und die 
Dauer der Kontrolle schwierig im voraus festlegen 
lassen. 

Der zweite Absatz von Artikel 78 müßte um so mehr 
gestrichen werden, als er den Rechnungshof bei der 
Wahrnehmung seiner Befugnis, seine Dienste selb-
ständig zu organisieren, behindert. 

Artikel 79 und 80 

Der Hinweis auf Artikel 18 und 19 der Verordnung 
Nr. 2891/77 ist fehlerhaft; es handelt sich um Artikel 17 
und 18 dieser Verordnung. 

Titel XI — Übergangs - und Schlußbestimmungen 

Artikel 106 

Die Durchführungsbestimmungen zur Haushaltsord-
nung ergänzen häufig die Bestimmungen der Haus-
haltsordnung selbst. Daher ist es wichtig, daß der 
Rechnungshof, ebenso wie die Organe der Gemein-
schaften, die eine Stellungnahme zu den Durchfüh-
rungsbestimmungen abzugeben haben, an deren Aus-
arbeitung mitwirken kann. 

Nach Meinung des Rechnungshofs sollten in -  die 
Durchführungsbestimmungen Sonderregelungen für 
die Finanzkontrolleure aufgenommen werden, um die 
Wirksamkeit der Haftung dieser Bediensteten zu 
gewährleisten (Artikel 19 und 69 der Haushaltsord-
nung). 

Diese Stellungnahme wurde vom Rechnungshof auf 
seiner Sitzung vom B. Juni 1978 verabschiedet. 

Für den Rechnungshof 

Der Präsident 

Michael N. Murphy 


